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D r u c k s a c h e   N r.  149 
 

zur 25. Sitzung der 18.  Sitzungsperiode am 10.04.2019 
zu Punkt 4 der Tagesordnung: 

 
 

 
Industrie- und Gewerbegebiet Am Roten Berg 
Ankauf Grundstücke 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Antragsteller ist der Magistrat. 
 
Die Stadt Homberg (Ohm) befindet sich in der Anfangsphase der Entwicklung des 
Industrie- und Gewerbegebiets Am Roten Berg. 
 
Das Bauleitplanverfahren ist in Arbeit. Die 17. Änderung des Flächennutzungsplans 
wurde durch das Regierungspräsidium Gießen am 16.10.2017 genehmigt. Der Be-
bauungsplan wurde optimiert und die Stadtverordnetenversammlung hat am 
13.09.2017 beschlossen, den überarbeiteten Bebauungsplanentwurf öffentlich aus-
zulegen.  
 
Bevor der optimierte Bebauungsplanentwurf öffentlich ausgelegt wird und daran an-
schließend der Satzungsbeschluss gefasst und Baurecht geschaffen wird, waren zu-
nächst die Erfolgsaussichten und die Wirtschaftlichkeit des geplanten Industrie- und 
Gewerbegebiets zu klären. 
 
Dazu hat der Magistrat eine Standortanalyse, eine Zielkundenanalyse und eine Wirt-
schaftlichkeitsanalyse beauftragt und deren Ergebnisse beraten. 
  
Die Standortanalyse hat die Stärken und Schwächen und die Chancen und Risiken 
des Standorts aufgezeigt. Die Stärken werden insbesondere in der zentralen Lage in 
Deutschland und der direkten Autobahnanbindung gesehen. Beides ist für bestimmte 
Zielgruppen attraktiv. Die Risiken werden vor allem in der Abhängigkeit von der Au-
tobahnfertigstellung, dem Flächenwettbewerb und dem Grundstückserwerb gesehen. 
 
Die Zielkundenanalyse vertieft die Betrachtung hinsichtlich der Standortanforderun-
gen potenzieller Ansiedler und der Zielvorstellungen von Standortanbietern. Sie 
kommt zu dem Ergebnis, dass der Standort sich für großflächige Logistiknutzungen 
eignet und in diesem Bereich auch die größte Nachfrage gesehen wird. Das deckt 
sich mit den die Stadtverwaltung erreichenden Anfragen nach Gewerbeflächen. Da-
neben sind klassische gewerbliche Ansiedlungen möglich, diese benötigen jedoch 
voraussichtlich sehr lange Vermarktungszeiten. 
 
Im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsanalyse wurden alle Kostenpositionen erfasst und 
potenziellen Einnahmen gegenübergestellt. Dazu wurde unter anderem die Möglich-
keiten einer Förderung mit der Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen in Kassel 
erörtert. Fördermittel für die Erschließungskosten wurden grundsätzlich in Aussicht 
gestellt. Die Wirtschaftlichkeitsanalyse zeigt, dass das geplante Industrie- und Ge-
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werbegebiet Am Roten Berg wirtschaftlich tragfähig sein kann. Entscheidende Grö-
ßen für die Wirtschaftlichkeit sind die Kosten für den Grunderwerb und die erzielba-
ren Verkaufspreise für die Gewerbegrundstücke.  
 
Um das Industrie- und Gewerbegebiet zu realisieren, ist als nächster Schritt der An-
kauf der Grundstücke anzugehen. Dazu ist es erforderlich, dass die Stadtverordne-
tenversammlung einen Kaufpreis festlegt.  
 
Um alle Grundstückseigentümer gleich zu behandeln, sollte ein einheitlicher Kauf-
preis festgelegt werden. Auf dieser Basis kann der Magistrat den Grundstückseigen-
tümern Kaufangebote unterbreiten. 
 
Je nachdem, wie das Kaufangebot aufgenommen wird, werden die nächsten Schritte 
folgen, zu denen dann jeweils Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung erfor-
derlich sind. 
 
Mögliche Folgeschritte: 

 Baulandumlegung, 
 Ausarbeitung Kaufverträge, 
 Investorensuche, 
 Baurechtschaffung, 
 Erschließung in Eigen- oder Fremdregie. 

 
Beigefügt sind folgende Unterlagen: 

 Standortanalyse – vertraulich 
 Zielkundenanalyse – vertraulich 
 Artikel „Europa-Lager von Puma entsteht in Geiselwind“ 
 Wirtschaftlichkeitsanalyse wird nachgereicht 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt den Magistrat, den Grundstückseigen-
tümern der Flächen im Bereich des in Planung befindlichen Bebauungsplans Indust-
rie- und Gewerbegebiet am Roten Berg Kaufangebote zu unterbreiten. Als einheitli-
cher Kaufpreis wird ein Wert von x Euro / m² anzukaufender Fläche festgelegt. 
 
 
 
Beschluss: 
 
      
 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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D r u c k s a c h e   N r.  150 
 

zur  25. Sitzung der 18.  Sitzungsperiode am 10.04.2019 
zu Punkt 5 der Tagesordnung: 

 
 

 
Industrie- und Gewerbegebiet Am Roten Berg 
Ausführung von Infrastrukturmaßnahmen 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Antragsteller ist der Magistrat. 
 
Die Bundesrepublik Deutschland hat die DEGES Deutsche Einheit Fernstraßenpla-
nungs- und -bau GmbH (DEGES) mit der Ausführung des Autobahnbaues der A 49, 
Abschnitt Stadtallendorf - Gemünden, beauftragt. Die Maßnahme soll im Rahmen 
eines ÖPP-Projektes erfolgen. Im Rahmen der Planfeststellung sind auch umfangrei-
che Arbeiten an der L 3072 zwischen Homberg und Appenrod als auch an der zu-
künftigen L 3343 zwischen Dannenrod und Homberg vorgesehen. Ein Teilbereich der 
L 3343 wird durch das zukünftige Gewerbegebiet „Am Roten Berg“ führen. 
 
In der derzeitigen Planung ist für die innere Erschließung des Gewerbegebietes eine 
Kreisverkehrsanlage innerhalb des Gewerbegebietes an die L 3343 geplant. Bei der 
Ausführung dieser vorgenannten Maßnahmen sollten auch die städtischen Erschlie-
ßungseinrichtungen mit ausgeführt werden. Dieser Sachverhalt wurde bereits mit der 
DEGES umfangreich im Vorfeld erörtert und besprochen. Demgemäß wäre es mög-
lich, dass die notwendigen städtischen Erschließungseinrichtungen für die Anbin-
dung des späteren Gewerbegebietes jetzt schon bei den anstehenden Arbeiten Be-
rücksichtigung finden könnten, so dass diese erstmalige Herstellung gleich mit aus-
geführt werden könnte. 
 
Es handelt sich hier zum einen um die Herstellung der erforderlichen Regenentwäs-
serung als Querung innerhalb der L 3072 als auch eine Querung der zukünftigen 
Schmutzwasserleitung für das Gewerbegebiet ebenfalls im Bereich der L 3072. Im 
Weiteren sollten bei der erstmaligen Errichtung der Kreisverkehrsanlage auch alle 
erforderlichen Leitungen für Wasser, Schmutzwasser, Regenwasser und weitere 
Medienrohre mit verlegt werden. Das Gleiche gilt für die erstmalige Verlegung einer 
Trinkwasserleitung im Bereich der zukünftigen Trasse der L 3343 Homberg - Dan-
nenrod, die in einem Teilbereich durch das Gewerbegebiet führt. Auch hier besteht 
die Möglichkeit, dass bei einer erstmaligen Errichtung der Landesstraße in einem 
Teilbereich eine Trinkwasserleitung DN 200 mitverlegt wird. 
 
Die Möglichkeit der gleichzeitigen städtischen Infrastruktureinrichtungen für Trink-
wasser, Entwässerung und weiterer Medienrohre stellt zweifellos einen erheblichen 
Kostenvorteil für die Stadt Homberg (Ohm) dar. Zum jetzigen Zeitpunkt ist die Ent-
scheidung zu treffen, dass die erforderlichen Versorgungsleitungen für den erstmali-
gen Anschluss des zukünftigen Industrie-und Gewerbegebietes „Am Roten Berg“ im 
Rahmen des ÖPP-Projektes Berücksichtigung finden sollen und bei dem Bau der 
Landesstraße mit errichtet werden. 
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Gemäß Kostenschätzung betragen die anteiligen Aufwendungen für die Errichtung 
der Wasserversorgung innerhalb der L 3343 gesamt geschätzt brutto 210.000,00 €. 
Die Aufwendungen für die Abwasserableitung, bestehend aus Regenwasser und 
Schmutzwasser, in die L 3072 als auch in die L 3343 innerhalb des Kreisverkehrs 
betragen geschätzt brutto 390.000,00 €. Für die Errichtung des Kreisverkehrsplatzes 
inklusive Anschlussäste wurden Gesamtaufwendungen in Höhe von 700.000,00 € 
ermittelt. Gemäß Kreuzungsrichtlinie des Landes Hessen würden sich dabei Aufwen-
dungen zu Lasten der Stadt Homberg (Ohm) in Höhe von 375.200,00 € ergeben. 
 
Die genaue Kostenzuordnung ist noch im Rahmen einer Verwaltungsvereinbarung 
zu einem späteren Zeitpunkt zwischen DEGES, Land Hessen und der Stadt Hom-
berg (Ohm) im Detail abzustimmen. 
 
Um die Kostenvorteile und Synergieeffekte zu nutzen, sollte zum jetzigen Zeitpunkt 
entschieden werden, dass alle erforderlichen Ver- und Entsorgungsleitungen wie zu-
vor beschrieben im Rahmen des ÖPP-Projektes in der L 3072 und der L 3343 errich-
tet werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Errichtung eines Kreisverkehrs-
platzes gemäß Lageplan 1 -Planung- Kreisverkehrsplatz L 3343 / IG Am Roten Berg. 
Ebenfalls mit ausgeführt werden die erforderlichen Abwasserleitungen im Kreisver-
kehr wie im Lageplan 1 -Planung- Abwasserleitung und die erforderliche Leitung für 
die Wasserversorgung wie im Lageplan 1 -Planung- Wasserversorgung dargestellt. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt ebenfalls, die Ausführung der erforder-
lichen Abwasserleitung wie im Lageplan 2 -Planung- Abwasserleitung dargestellt im 
Zuge der L 3072 herzustellen. 
 
Im Weiteren beschließt die Stadtverordnetenversammlung die Verlegung einer 
Trinkwasserleitung in einem Teilabschnitt im Bereich der L 3343 wie im Lageplan 2  
-Planung- Wasserversorgung dargestellt. 
 
Die genaue Kostenzuordnung ist noch im Rahmen einer Verwaltungsvereinbarung 
zu einem späteren Zeitpunkt zwischen DEGES, Land Hessen und der Stadt Hom-
berg (Ohm) im Detail abzustimmen und der Stadtverordnetenversammlung zur Ge-
nehmigung vorzulegen. Die Kosten sind voraussichtlich im Kalenderjahr 2023 zu 
zahlen und werden entsprechend im Haushalt eingeplant werden. 
 
 
Beschluss: 
 
      
 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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D r u c k s a c h e   N r.   126a 
 

zur  25. Sitzung der 18.  Sitzungsperiode am 10.04.2019 
zu Punkt 6 der Tagesordnung: 

 
 

 
Bauleitplanung der Stadt Homberg (Ohm) 
Bebauungsplan „Pletschmühle“ in der Gemarkung Homberg 
2. Änderung im Bereich „Pletschmühle / Alte Hofreite“ 
Abwägung und Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Antragsteller ist der Magistrat. 
 
Mit Schreiben vom 14.05.2018 und Eingang vom 25.05.2018 beantragte das Archi-
tekturbüro Gans eine Änderung des oben genannten Bebauungsplanes. 
 
Der derzeit gültige Bebauungsplan aus dem Jahr 1998 sieht in dem genannten Be-
reich der Hofreite Pletschmühle die Ausweisung als Sondergebiet Altenwohn- und 
Pflegeheim und betreutes Wohnen vor. 
 
Der Antragsteller möchte nunmehr  in dem ehemaligen Scheunengebäude die Ein-
richtung eines Cafés und den Einbau von Ferienwohnungen vornehmen. 
 
Hierzu ist nach Auskunft des Kreisbauamtes die Änderung des Bebauungsplanes 
und zwar in dem genannten Teilbereich von Sondergebiet zu Mischgebiet erforder-
lich. Dies wurde beantragt. 
 
Betroffen von der gewünschten Änderung sind Teilbereiche des Grundstückes Ge-
markung Homberg Flur 3, Flurstück 94/3, Flurstück 95/3 und Flurstück 95/4. 
Die erforderlichen Planungskosten werden vom Antragsteller getragen. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat am 13.06.2018 beschlossen, gemäß § 2 Ab-
satz 1 Baugesetzbuch in Verbindung mit § 13a Baugesetzbuch die Aufstellung des 
Bebauungsplanes „Pletschmühle / Alte Hofreite“ in der Kernstadt Homberg im be-
schleunigten Verfahren durchzuführen. 
 
Das Beteiligungsverfahren der Öffentlichkeit sowie der Behörden und Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 13 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 Baugesetzbuch in Verbindung 
mit § 3 Absatz 2 und § 4 Absatz 2 wurde in der Zeit vom 23.08.2018 bis 24.09.2018 
durchgeführt. 
 
Mit Datum vom 09.11.2018 fand in den Räumen des Regierungspräsidiums Gießen 
zu dem Sachverhalt eine Besprechung statt. Ergebnis der Unterredung ist unter an-
derem, dass eine erneute Offenlage erfolgen soll. 
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Eine erneute Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Absatz 2 BauGB in Verbindung 
mit § 4a, Absatz 3 BauGB erfolgte in der Zeit vom 24.01.2019 bis einschließlich 
26.02.2019. 
 
Anlage 1 Entwurf der Satzung, Plankarte, letzter Planungsstand 20.03.2019 
Anlage 2 Abwägung der während des Beteiligungsverfahrens eingegangenen 
  Stellungnahmen, Stand 22.10.2018 und 20.03.2019 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Homberg (Ohm) beschließt die 
Abwägung zu den Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und der 
Öffentlichkeit gemäß der Ausarbeitung des Planungsbüros Holger Fischer aus 
35440 Linden. 

 
2. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Homberg (Ohm) beschließt den 

Bebauungsplan „Pletschmühle“ - 2. Änderung im Bereich „Pletschmühle / Alte 
Hofreite“ gemäß § 10 Absatz 1 Baugesetzbuch als Satzung.  
 

3. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, die Berichtigung des Flächen-
nutzungsplanes gemäß § 13a Absatz 2 Nr. 2 Baugesetzbuch für den Teilbe-
reich des Bebauungsplanes „Pletschmühle“ - 2. Änderung im Bereich 
„Pletschmühle / Alte Hofreite“. 

 
Der Beschluss ist öffentlich bekannt zu machen. 
 
 
Beschluss: 
 
      
 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634),
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786),
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) i.d.F. der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057),
Hessische Bauordnung (HBO) vom 28.05.2018 (GVBl. S. 198), i.d.F. der Bekanntmachung vom 06.06.2018
(GVBl. 2018 S. 198),
Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14.12.2010 (GVBI. I S. 548), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 28.05.2018 (GVBl. S. 184).

Zeichenerklärung

1 Textliche Festsetzungen (BauGB / BauNVO)

Für den räumlichen Geltungsbereich gilt:
Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes „Pletschmühle“ - 2. Änderung im Bereich Pletschmühle / Alte
Hofreite werden für seinen Geltungsbereich die Festsetzungen des
Bebauungsplanes „Pletschmühle“  von 1996 durch die Festsetzungen des vorliegenden
Bebauungsplanes ersetzt.

1.1 Art der baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB:

Für das Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Café und Ferienwohnungen (SO Café und
Ferienwohnungen) gilt:

1.1.1 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 2 BauNVO dient das Sondergebiet Café und
Ferienwohnungen (SO Café und Ferienwohnungen) vorwiegend der Unterbringung von
Gästebeherbergung, Gastronomie und touristischer Einrichtungen. Folgende Nutzungen sind zulässig:

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes: Ferienappartments/-Ferienwohnungen sowie untergeordnete
Nutzungen,

2. Schank- und Speisewirtschaften: Café sowie untergeordnete Nutzungen,
3. Büronutzungen, die im Zusammenhang mit dem Betrieb der Ferienwohnungen und des Cafés stehen

sowie Archivnutzungen,
4. Anlagen für kulturelle Zwecke (Seminar- und Veranstaltungsräume, u.a.),
5. Wohnungen für Aufsicht- und Bereitschaftspersonen, Betriebsinhaber und Betriebsleiter (siehe

Textliche Festsetzung 1.3),
6. Landwirtschaftliche Nebengebäude (Lagerung von Futtermitteln, Unterstände für Freizeit-Tierhaltung,

u.a.),
7. Stellplätze.

1.1.2 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 18 Abs. 1 BauNVO zur Höhenentwicklung von Gebäuden innerhalb des
Sondergebietes mit der Zweckbestimmung Café und Ferienwohnungen (SO Café und Ferienwohnungen)
gilt: Die max. zulässige Firsthöhe beträgt 10,50 m über Oberkante Erdgeschoss Rohfußboden (OK EG
RFB).

1.2 Flächen für Nebenanlagen und Stellplätze gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB:

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO, § 14 und § 23 Abs. 5 BauNVO gilt: Innerhalb
der überbaubaren und nicht-überbaubaren Grundstücksfläche sind Stellplätze, Garagen, Carports und
Nebenanlagen zulässig.

1.3 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB:

Im Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Café und Ferienwohnungen sind max. 3 Wohnungen
zulässig.

1.4 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB:

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB:
Neu anzulegende Gehwege, Pkw-Stellplätze, Garagenzufahrten und Hofflächen i.S. von untergeordneten
Nebenanlagen sind mit Rasenkammersteinen, Schotterrasen oder wasserdurchlässiges Pflaster zu
befestigen, sofern wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegenstehen. Das auf Terrassen anfallende
Niederschlagswasser ist seitlich zu versickern.

1.5 Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB:

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB:
Alle bestehenden Obstbäume und Laubbäume außerhalb der für die Bebauung beanspruchten Flächen
sind zu erhalten. Bei einem Verlust sind gleichartige Ersatzpflanzungen (Pflanzqualität mindestens 3x
verpflanzt und Stammumfang 16-18 cm) vorzunehmen.

1.6 Artenliste (Empfehlung):

Bäume 2.Ordnung
Acer campestre - Feldahorn
Carpinus betulus - Hainbuche
Prunus avium - Vogelkirsche
Prunus padus - Traubenkirsche
Sorbus aucuparia - Vogelbeere
Tilia platyphyllos - Sommerlinde
Alnus glutinosa - Erle
Fraxinus excelsior - Esche

Sträucher
Cornus sanguinea - Roter Hartriegel
Corylus avellana - Hasel
Virburnum opulus - Gew. Schneeball
Euonymus europaea - Pfaffenhütchen
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche
Sambucus nigra - Schw. Holunder

Kletterpflanzen-
Clematis vitalba - Gem. Waldrebe
Hedera helix - Efeu
Humulus lupulus - Hopfen
Lonicera caprifolium - Geißblatt
Parthenocissus tricuspidata "Veitchii" - Wilder Wein

Auf die Grenzabstände für Pflanzungen gemäß §§ 38-40 Hess. Nachbarrechtgesetz wird verwiesen.

2 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften (BauGB i.V.m. HBO - integrierte
Orts- und Gestaltungssatzung)

2.1 Dach- und Fassadengestaltung gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO:

2.1.1 Dachneigung und Dachfarbe:

2.1.1.1 Für Gebäude mit gegeneinander laufenden Dachflächen (wie z.B. Sattel- und Walm- und gegeneinander
versetzte Pultdächer sowie Mansarddächer) gilt: Zulässig sind Hauptdächer im SO Café und
Ferienwohnungen mit einer Neigung bis 50°.

2.1.1.2 Dacheinschnitte und Dachgauben in einer Breite von max. 2,50 m sind zulässig. Insgesamt dürfen
Dacheinschnitte und Dachgauben max. 50 % der Länge des Daches beanspruchen.

2.1.1.3 Als Dachfarbe sind ausschließlich die Farben rot und braun zulässig.

2.1.1.4 Bei Flachdächern und flachgeneigten Dächern unter 20° Dachneigung ist eine Dachbegrünung
vorzusehen.

Fassadengestaltung:

2.1.2 Geeignete fensterlose Gebäudeaußenfassaden sind mit Kletterpflanzen gemäß Pflanzliste 1.6 oder
Spalierobst zu begrünen.

2.2 Gestaltung der Einfriedungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO:

Einfriedungen sind mit Holzzäunen und weitmaschige Drahtzäunen zu gestalten. Mauern und
Mauersockel sind nicht zulässig. Eine Ausnahme bilden grob aufgesetzte Trockenmauern aus örtlichem
Gestein (Basalt). Im Sondergebiet sind blickdichte, massive Einfriedungen (hohe Staketenzäune,
hohe/dichte Hecken) nicht zulässig. Hier ist auf jegliche Einfriedung zu verzichten.

2.3 Grundstücksfreiflächen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO:

Mind. 80% der Grundstücksfreiflächen (= nicht überbaubare Grundstücksfläche laut GRZ inklusive § 19
Abs. 4 BauNVO) sind als Gartenflächen zu nutzen, davon sind 30% mit einheimischen, standortgerechten
Laubgehölzen zu bepflanzen. Es gilt: 1 Laubbaum je 10 m² sowie ein Strauch je 1 m² Grundstücksfläche.
Sträucher sind in Gruppen von jeweils 4-6 Exemplaren einer Art zu pflanzen. Die nach den
bauplanungsrechtlichen Festsetzungen zu erhaltenen Laubbäume können zur Anrechnung gebracht
werden. Blühende Ziersträucher und Arten alter Bauerngärten können als Einzelpflanzen eingestreut
werden. Siehe Artenliste 1.6.

3 Wasserrechtliche Festsetzung (BauGB i.V.m. Hessischen Wassergesetz)

Gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 37 Abs. 4 Satz 3 HWG gilt für die Gebäude: Das anfallende
Dachflächenwasser ist in Zisternen als Brauchwasser aufzufangen und anderweitig im
Grundstücksbereich zu verwerten, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht
entgegenstehen. Das Fassungsvermögen der Zisterne sollte mind. 25l/m² projizierter Dachfläche
betragen.

4 Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB) und Hinweise

4.1 Denkmalschutz:

4.1.1 Die baulichen Anlagen der Pletschmühle „Homberg (Ohm), Mühltal 3/5“ sind mit dem Hauptgebäude und
den landwirtschaftlichen Nebengebäuden, die gemeinsam dreiseitig einen Hof umfassen, gemäß § 2
Abs. 1 HDSchG (Hessischen Denkmalschutzgesetzes) als Kulturdenkmal ausgewiesen. Belange des
Denkmalschutzes sind entsprechen zu berücksichtigen. Zur Sicherstellung der Vermeidung von
Beschädigungen oder der Zerstörung sowie der Durchführung von Veränderungen am Gebäude ist vorab
die Untere Denkmalschutzbehörde zu informieren.

4.1.2 Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies gemäß § 21 HDSchG dem
Landesamt für Denkmalpflege Hessen (Abt. Archäologische Denkmalpflege) oder der unteren
Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind gem. § 21 Abs. 3
HDSchG bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand zu erhalten und in
geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen.

4.2 Artenschutz:

Gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG (Bundesnaturschutzgesetz): Rückschnitte oder Rodungen von
Gehölzen dürfen nur zu Zeitpunkten außerhalb der Brutzeit (01. Oktober bis Ende Februar) durchgeführt
werden.

Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7
BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehörde zu beantragen.

4.3 Trinkwasserschutzgebiet

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Zone IIIB des amtlich festgesetzten
Trink-wasserschutzgebietes Trinkwassergewinnungsanlage der Wasserwerke Wohratal und
Stadtallendorf des Zweckverbandes Mittelhessische Wasserwerke im Landkreis Marburg-Biedenkopf.
(Festgesetzt 25.10.1966, St.Anz. Nr. 50, Jahr 66, Seite 1588). Die Schutzgeb
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1. Beschlussempfehlungen (Abwägung gemäß § 1 Abs.7 BauGB) zu 
den eingegangenen Anregungen und Hinweisen im Rahmen der Be-
teiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs.2 BauGB sowie der Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs.2 BauGB. 
 

2. Beschlussempfehlungen (Abwägung gemäß § 1 Abs.7 BauGB) zu 
den eingegangenen Anregungen und Hinweisen im Rahmen der 
eingeschränkten Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange gemäß § 4a i.V.m. § 4 Abs.2 BauGB sowie der 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 4a i.V.m. § 3 Abs.2 BauGB  

 
3. Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs.1 BauGB  

 
4. Berichtigung des Flächennutzungsplanes gemäß § 13a Abs.2 Nr.2 

BauGB 
 

 
Homberg (Ohm) und Linden, den 22.10.2018 und 20.03.2019 

 
Planungsbüro Holger Fischer, 35440 Linden 
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Stellungnahmen der 1. Entwurfsoffenlage gemäß § 3 Abs.2 i.V.m. § 4 Abs.2 

BauGB vom 23.08.2018 bis 24.09.2018. 

 
Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange gaben Stellung-
nahmen mit Anregungen und Hinweisen ab: 
 

Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement Schotten (24.09.2018) 

KA des Vogelsbergkreises Bauaufsicht (27.08.2018) 

KA des Vogelsbergkreises Wasser- und Bodenschutz (25.09.2018) 

KA des Vogelsbergkreises Gesundheitsamt (31.08.2018) 

Landesamt für Denkmalpflege Archäolog. Denkmalpflege (22.08.2018) 

OVAG Netz (24.08.2018) 

Regierungspräsidium Darmstadt Kampfmittelräumdienst (02.10.2018) 

Regierungspräsidium Gießen Dez. 31, Bauleitplanung (25.09.2018) 

Zweckverband Abfallwirtschaft Vogelsbergkreis (27.08.2018) 

 
Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange gaben Stellung-
nahmen ohne Anregungen und Hinweisen ab: 

 

Amt für Bodenmanagement Fulda (21.08.2018) 

Avacon AG (22.08.2018) 

Deutsche Telekom AG Netzproduktion (24.09.2018) 

IHK Gießen-Friedberg (24.09.2018) 

KA des Vogelsbergkreises Amt für den ländlichen Raum (28.08.2018) 

KA des Vogelsbergkreises Naturschutz (24.09.2018)  

Landesverband der Jüdischen Gemeinden (12.11.2018)  

Landrat des Vogelsbergkreises Allg. Verkehrsrecht (22.08.2018)  

Magistrat der Stadt Grünberg (22.08.2018) 

PLEdoc GmbH (05.09.2018) 

Polizeipräsidium Osthessen (23.08.2018) 

Tennet TSO GmbH (23.08.2018) 

Unitymedia Hessen GmbH & Co. KG (18.09.2018) 

Zweckverband Mittelhess. Wasserwerke (28.08.2018) 

 

Keine Stellungnahmen sind eingegangen von folgenden Trägern öf-
fentlicher Belange: 

 

Botanische Vereinigung f. Naturschutz in Hessen e.V./c/o Jörg Weise 

BUND Landesverband Hessen e.V. 

Bundesamt für Infrastruktur – Wehrverwaltung 

Gemeindevorstand Gemünden (Felda) 

Gemeindevorstand Ebsdorfergrund 

Gemeindevorstand Mücke 

Gemeindevorstand Rabenau 

Hessen Forst 

Hess. Gesellschaft f. Ornithologie u. Naturschutz e.V. 

Hess. Landesamt f. Umwelt u. Geologie 

hessenArchäologie 

KA des Vogelsbergkreises Brandschutz  

Landesjagdverband Hessen e.V. 

Landrat des Vogelsbergkreises Abt. Kommunalaufsicht 

Magistrat der Stadt Amöneburg 

Magistrat der Stadt Kirtorf 

Magistrat der Stadt Romrod 

Magistrat der Stadt Stadtallendorf 

Naturschutzbund Deutschland 

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 

Verband Hess. Fischer e.V. 

Wanderverband Hessen e.V. 

 

Im Rahmen der Auslegung der Planunterlagen in der Verwaltung ge-

mäß § 3 Abs.2 BauGB sind seitens der Öffentlichkeit keine Anregun-

gen und Hinweise eingegangen. 
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Änderungen zur erneuten eingeschränkten Entwurfsoffenlage 

 

Nach Durchführung der Entwurfsoffenlage sind seitens der Träger öffentli-

cher Belange und der Öffentlichkeit noch Anregungen und Hinweise vorge-

tragen worden, die zu Planänderungen und Ergänzungen geführt haben.  

 

Folgende Änderungen wurden in die Planung aufgenommen: 

 

- Änderung der Art der baulichen Nutzung von Mischgebiet gemäß § 

6 BauNVO in ein Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO (SO Café und 

Ferienwohnungen) vorwiegend zur Unterbringung von Gäste-

beherbergung, Gastronomie (Café) und touristischer Einrichtungen 

und eine eingeschränkte Zahl an Wohnungen. 

- Redaktionelle Ergänzungen in der Begründung (u.a. Hinweis auf 

das Kulturdenkmal, Ergänzende Aussagen zur Siedlungs-

entwicklung). 

Durch diese Änderungen werden die Grundzüge der Planung berührt und 

der Bebauungsplan wurde noch einmal eingeschränkt gemäß § 4a Abs. 3 

Baugesetzbuch ausgelegt. 
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Stellungnahmen der erneuten eingeschränkten 2. Entwurfsoffenlage gemäß § 3 

Abs.2 i.V.m. § 4 Abs.2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB vom 24.01.2019 bis 
26.02.2019. 

 
Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange gaben Stellung-
nahmen mit Anregungen und Hinweisen ab: 
 
Regierungspräsidium Gießen Dez. 31, Bauleitplanung (26.02.2019) 

 
 
Folgende Bürger (Öffentlichkeit) gaben Stellungnahmen mit Anregun-
gen und Hinweisen ab: 
 
Gemeinschaftliche Stellungnahme der Anlieger der Pletschmühle: Helmut 
und Marga Thaut (frühere Eigentümer der Hofreite), Karina und Klaus 
Schepp (Inhaber Gaststätte Pletschmühle), Michael und Sandra Thaut (In-
haber benachbarter Kelterei) (25.02.2019) 
 
 
Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange gaben Stellung-
nahmen ohne Anregungen und Hinweisen ab: 
 
Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement Schotten (25.02.2019) 

KA des Vogelsbergkreises Amt für den ländlichen Raum (25.01.2019) 

KA des Vogelsbergkreises Bauaufsicht (04.02.2019) 

OVAG Netz (29.01.2019) 

Zweckverband Mittelhess. Wasserwerke (19.02.2019) 

 

 

Keine Stellungnahmen sind eingegangen von folgenden Trägern öf-
fentlicher Belange: 

 

Amt für Bodenmanagement Fulda  

Avacon AG  

Botanische Vereinigung f. Naturschutz in Hessen e.V./c/o Jörg Weise 

BUND Landesverband Hessen e.V. 

Bundesamt für Infrastruktur – Wehrverwaltung 

Deutsche Telekom AG Netzproduktion  

Gemeindevorstand Gemünden (Felda) 

Gemeindevorstand Ebsdorfergrund 

Gemeindevorstand Mücke 

Gemeindevorstand Rabenau 

Hessen Forst 

Hess. Gesellschaft f. Ornithologie u. Naturschutz e.V. 

Hess. Landesamt f. Umwelt u. Geologie 

hessenArchäologie 

IHK Gießen-Friedberg  

KA des Vogelsbergkreises Brandschutz  

KA des Vogelsbergkreises Gesundheitsamt  

KA des Vogelsbergkreises Naturschutz  

KA des Vogelsbergkreises Wasser- und Bodenschutz  

Landesamt für Denkmalpflege Archäolog. Denkmalpflege 

Landesjagdverband Hessen e.V. 

Landesverband der Jüdischen Gemeinden  

Landrat des Vogelsbergkreises Abt. Kommunalaufsicht 

Landrat des Vogelsbergkreises Allg. Verkehrsrecht  

Magistrat der Stadt Amöneburg 

Magistrat der Stadt Grünberg  

Magistrat der Stadt Kirtorf 

Magistrat der Stadt Romrod 

Magistrat der Stadt Stadtallendorf 

Naturschutzbund Deutschland 

PLEdoc GmbH  
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Polizeipräsidium Osthessen  

Regierungspräsidium Darmstadt Kampfmittelräumdienst  

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 

Tennet TSO GmbH  

Unitymedia Hessen GmbH & Co. KG  

Verband Hess. Fischer e.V. 

Wanderverband Hessen e.V. 

Zweckverband Abfallwirtschaft Vogelsbergkreis  
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Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB  

 

(1) Nach ausführlicher Erläuterung und Diskussion werden die in der Anlage befindli-

chen Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der Behörden und 

sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 13 Abs.2 Satz 1 Nr.2 und 3 i.V.m. § 3 

Abs.2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB (Entwurfsoffenlage) und gemäß § 4a Abs.3 

BauGB (erneute eingeschränkte Entwurfsoffenlage) vorgebrachten Stellungnahmen 

mit Anregungen und Hinweisen zur Kenntnis genommen und als Abwägung (§ 1 

Abs.7 BauGB) durch die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Homberg (Ohm) 

beschlossen. 

 

(2) Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Homberg (Ohm) beschließt den 

Bebauungsplan „Pletschmühle“ – 2. Änderung gemäß § 10 Abs.1 BauGB i.V.m. § 5 

HGO (Hess. Gemeindeordnung), § 9 Abs.4 BauGB i.V.m. § 91 Hess. Bauordnung 

(integrierte Orts- und Gestaltungssatzung) und § 37 Abs.4 HWG (Wasserrechtliche 

Festsetzung) als Satzung und billigt die Begründung hierzu. 

 

Beschluss über die Berichtigung des Flächennutzungsplanes gemäß § 13a 

Abs.2 Nr.2 BauGB  

 

1. Der Gesamtflächennutzungsplan bzw. eine Teilfortschreibung ist im Zuge 

der Berichtigung des Flächennutzungsplanes gemäß § 13a Abs. 2 Nr.2 

BauGB für den Teilbereich des Bebauungsplanes „Pletschmühle“ – 2. Än-

derung anzupassen. 

 

Anmerkung 

Der Flächennutzungsplan für diesen Bereich wird gemäß § 13a Abs. 2 Nr.2 BauGB 

berichtigt. Eine Genehmigung für die FNP-Berichtigung und für den Bebauungsplan 

ist nicht erforderlich. Der Bebauungsplan kann nach erfolgtem Satzungsbeschluss 

gemäß § 10 Abs.3 BauGB bekannt gemacht werden. Mit dem Tag der Bekanntma-

chung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
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Stellungnahmen der Entwurfsoffenlage vom 23.08.2018 bis 24.09.2018 
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1. 

 
 

 
 

2. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement Schotten (24.09.2018) 

 

 

 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 

Zu 1.: Die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

Zu 2.: Der Anregung wird gefolgt. 
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1. 

 
 

2. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kreisausschuss des Vogelsbergkreises Bauaufsicht (27.08.2018) 

 

 

 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

Zu 1.: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 

genommen. 

 

Die Darstellung des „Ü“ in der Plankarte hat keinen inhaltlichen Zusammen-

hang mit dem Gebäude Nr. 5. Vielmehr handelt es sich dabei um die Um-

grenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und 

die Regelung des Wasserabflusses; Zweckbestimmung: Überschwem-

mungsgebiet. Das Planzeichen wird daher etwas verschoben. 

 

Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 

Die entsprechende Stellungnahme des Landesamtes für Denkmalpflege 

stimmt der vorliegenden Planung zu.  
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1. 

 

 

 

 

 

2. 

 

 

 

3. 

 

 

4. 

 

 

 

Kreisausschuss des Vogelsbergkreises Wasser- und Bodenschutz 

(25.09.2018) 

 

 

 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

Zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

Die entsprechende Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von wasserwirtschaftli-

chen Belangen in der Bauleitplanung wurde bereits in der Begründung zur 

vorliegenden Bebauungsplanänderung angewendet. 

 

 

Zu 2.: Die Hinweise zum Trinkwasserschutzgebiet werden zur Kenntnis 

genommen und gemäß § 9 Abs. 6 Baugesetzbuch nachrichtlich über-

nommen und auf der Plankarte aufgeführt. 

 

Der entsprechende Hinweis wird auch in der Begründung ergänzt. 

 

 

Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Zu 4.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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4a. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5. 

 

 

6. 
 

↓ 

 

 

 

 

 

 

Zu 4a.: Die 2. Änderung des Bebauungsplanes sieht keine Neuauswei-

sung von Baugebieten vor. 

 

Das bestehende Bauplanungsrecht wird lediglich von Sondergebiet Alten-

wohn- und Pflegeheim, betreutes Wohnen in ein Sondergebiet mit der 

Zweckbestimmung Café und Ferienwohnungen umgewandelt, so dass die 

Ausnahmegenehmigung gemäß § 78 Abs. 4 HWG nicht erforderlich ist. 

Ein entsprechender Hinweis zur teilweisen Lage innerhalb des Über-

schwemmungsgebietes der Ohm wurde bereits in der Begründung aufge-

nommen. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hin-

aus kein weiterer Handlungsbedarf. 

 

 

Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Die Abwasserentsorgung erfolgt über das bestehende Kanalnetz. Verände-

rungen an den Abwasseranlagen sind nicht geplant, daher besteht auf Ebe-

ne der verbindlichen Bauleitplanung kein weiterer Handlungsbedarf. 

 

 

Zu 6.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

Die entsprechenden Hinweise zum Umgang mit Niederschlagswasser sind 

bereits in der Begründung aufgenommen. Die textlichen Festsetzungen des 

ursprünglichen Bebauungsplanes bleiben indes unberührt. Auf Ebene der 

verbindlichen Bauleitplanung kein weiterer Handlungsbedarf. 

 

Es wird auf die gesetzliche Verpflichtung verwiesen, die Vorgaben des Was-

serhaushaltsgesetzes, des Hessischen Wassergesetzes und der Hessi-

schen Bauordnung im Rahmen des nachfolgenden Bauantrages zu beach-

ten. 
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7. 

 

 

 

 

 

 

 

8. 

 

 

 

9. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 7.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Be-

gründung zum Bebauungsplan aufgeführt.  

 

Ein Hinweis zur Einleitung von Niederschlagswasser in angrenzende oberir-

dische Gewässer wird in die Begründung mit aufgenommen und ist im 

Rahmen der Bauantragsstellung entsprechend zu berücksichtigen und mit 

der Fachbehörde abzustimmen.  

 

 

Zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Ein Hinweis zur Lagerung von wassergefährlichen Stoffen wird in die Be-

gründung mit aufgenommen.  

 

 

Zu 9.: Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur Planung 

werden zur Kenntnis genommen. 
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1. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kreisausschuss des Vogelsbergkreises Gesundheitsamt (31.08.2018) 

 

 

 

 

 

Beschlussempfehlung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1.: Der Hinweis auf das Trinkwasserschutzgebiet wird gemäß § 9 

Abs. 6 Baugesetzbuch nachrichtlich übernommen und auf der Plankar-

te aufgeführt. Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

Ein entsprechender Hinweis wurde bereits in die Begründung zum Bebau-

ungsplan aufgenommen. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung be-

steht darüber hinaus kein weiterer Handlungsbedarf. 
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1. 

 

 
 

 

2. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Landesamt für Denkmalpflege Archäolog. Denkmalpflege (22.08.2018) 

 

 

 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1.: Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genom-

men. 

 

Die Änderung des Bebauungsplanes wird im beschleunigten Verfahren ge-

mäß § 13a BauGB durchgeführt. Im beschleunigten Verfahren gelten nach 

§ 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens 

nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend. bei der nur ein Verfah-

rensschritt (§ 3 Abs. 2 in Verbindung mit § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch durchge-

führt wird. 

 

 

Zu 2.: Der Hinweis auf das Kulturdenkmal (Pletschmühle, Homberg 

(Ohm) Mühltal 3-5) wird gemäß § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich über-

nommen und in der Plankarte. 

 

Der Eintrag aus dem Denkmalverzeichnis wird nachrichtlich in die Begrün-

dung aufgenommen.  
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3. 

 

 

4. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Ein entsprechender Hinweis als Kulturdenkmal wird in die Plankarte mit 

aufgenommen.  

 

 

Zu 4.: Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur Planung 

werden zur Kenntnis genommen. 

 

Im Rahmen des nachfolgenden Baugenehmigungsverfahrens gilt es eine 

enge Abstimmung der denkmalpflegerischen Belange mit der zuständigen 

Fachbehörde vorzunehmen. Auf Ebene der vorliegenden Bauleitplanung 

besteht kein weiterer Handlungsbedarf. 
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1. 

 

 

 

 

2. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

OVAG Netz (24.08.2018) 

 

 

 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1.: Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur Planung 

werden zur Kenntnis genommen. 

 

Zusätzlich erfolgt ein entsprechender Hinweis in der Begründung zum Be-

bauungsplan, der dann in der nachfolgenden Erschließungsplanung zu be-

rücksichtigen ist. 

 

 

Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Ein externer Ausgleich ist nicht erforderlich. Ein entsprechender Hinweis für 

die nachfolgende Erschließungsplanung wird in die Begründung aufgenom-

men. 
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1. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Regierungspräsidium Darmstadt Kampfmittelräumdienst (02.10.2018) 

 

 

 

 

 

Beschlussempfehlung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1.: Din Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

Die vorgebrachten Hinweise werden zur Klarstellung in die Begründung zur 

Satzung des Bebauungsplanes aufgenommen. Auf Ebene der verbindlichen 

Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer Handlungsbedarf, zu-

mal kein begründeter Verdacht besteht, dass im Plangebiet mit dem Auffin-

den von Bombenblindgängern zu rechnen ist und demnach eine systemati-

sche Flächenabsuche nicht erforderlich wird. 
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1. 

 

↓ 

 

 

 

 

 

Regierungspräsidium Gießen Dez. 31, Bauleitplanung (25.09.2018) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

Obere Landesplanungsbehörde, Dez. 31 

 

Zu 1.: Die Anregungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen, 

die Stadt ändert nach Rücksprache mit dem Dezernat 31 das Planziel 

und wandelt das Mischgebiet in ein Sondergebiet mit der Zweckbe-

stimmung Café und Ferienwohnungen um. Hierdurch sind die Grund-

züge der Planung betroffen und es wird eine erneute Entwurfsoffenla-

ge erforderlich. 

(Im Rahmen der Stellungnahmen zur 2. Entwurfsoffenlage hat das Dezernat 

31 grundsätzlich der Planung zugestimmt, siehe Abwägung auf Seite 29).  

 

Begründung: 

Zunächst muss festgehalten werden, dass die Bebauungsplanänderung 

gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan keine zusätzliche Auswei-

sung von Bauflächen zulässt. Darüber hinaus ist diese Fläche wie auch die 

südlich angrenzende Fläche im genehmigten Flächennutzungsplan als Sied-

lungsfläche (M und S) Bestand und Planung genehmigt worden, so dass 

schon zum Zeitpunkt der Feststellung des Flächennutzungsplanes (§ 6 

BauGB) die Darstellung an die Ziele der Raumordnung angepasst sein 

musste, da ansonsten eine Genehmigung des FNP´s nicht erfolgt bzw. die-

se Fläche von der Genehmigung ausgenommen wäre. 

Insofern war und ist der bisher rechtskräftige Bebauungsplan wie auch die 2. 

Änderung des Bebauungsplanes aus dem Flächennutzungsplan, der an die 

Ziele der Raumordnung angepasst ist, als Siedlungsfläche entwickelt wor-

den.  

Die vorliegende Bebauungsplanänderung widerspricht auch nicht festge-

setzten Zielen der Raumordnung in diesem Bereich, weil die Fläche als  
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2. 

 

 

3. 

↓ 

 

 

Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft und damit als Grundsatz der Raumord-

nung der Abwägung zugänglich ist. 

Dem Hinweis, dass die beabsichtigte Ausweisung eines Mischgebietes dem 

Ziel 5.2-5 des RPM 2010 entgegensteht, wurde in der Weise nachgekom-

men, das gemäß Abstimmungsergebnis vom Termin beim Regierungspräsi-

dium Gießen am 9.11.2018 das Plangebiet zum Entwurf 2. Offenlage als 

Sondergebiet Zweckbestimmung Café und Ferienwohnungen ausgewiesen 

wird/wurde (siehe Anlage Aktenvermerk). Bei der Zielvorgabe 5.2-5 handelt 

es sich um den Vorrang der Nachverdichtung vor der Neuausweisung von 

Siedlungsflächen. Aufgrund des bestehenden Bauplanungsrechtes, den 

vorhandenen Gebäude und Nutzungen und der geplanten Umwidmung des 

Sondergebietes Zweckbestimmung Altenwohn- und Pflegeheim, Betreutes 

Wohnen in ein Sondergebiet (zur 2.Offenlage) erfolgt eine in dem Planziel 

5.2-5 enthaltene Nachverdichtung von bestehenden und bebauten Sied-

lungsflächen. Die Änderung des Bebauungsplanes wurde auch erforderlich, 

da die Kreisbauaufsicht die geplante Nutzung als Cafe und Ferienwohnun-

gen innerhalb des bisher ausgewiesenen Sondergebietes nicht zugelassen 

und die Bebauungsplanänderung und Ausweisung eines Mischgebietes 

gefordert hat. Die bisher genehmigte Nutzungen und die geplanten Nutzun-

gen haben keinen Bezug zum früher festgesetzten Sondergebiet.  

 

Die Befürchtung der Oberen Landesplanungsbehörde, dass sich eine split-

terhafte Siedlungsentwicklung und disperse Siedlungsstruktur in diesem 

Bereich entwickelt, kann entgegengehalten werden, dass diese raumordne-

rische Zielvorgabe bei Vorhaben auf das unabweisbare Mindestmaß zu 

beschränken ist. Aus diesem Grund wurde bei der 2. Änderung die bisherige 

Darstellung der Baugrenze exakt übernommen. Gleiches gilt für das Maß 

der baulichen Nutzung. Da das gesamte Gebäude unter Denkmalschutz 

steht, besteht auch ein erhöhtes städtebauliches Interesse im Sinne des 

Allgemeinwohls die denkmalgeschützten Gebäude einer sinnvollen Nach-

nutzung zukommen zu lassen, um den Verfall des Denkmals vorzubeugen.  
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Hinzu kommen die bestehenden Genehmigungen und Belange des § 1 

Abs.6 Nr.3, 4, 5 und 8 BauGB.  

Die Art der baulichen Nutzung und das Vorhaben zur Einrichtung von Feri-

enwohnungen und einem Café sind mit der zuständigen Kreisbauaufsicht 

abgestimmt und werden nun durch die geplante Sondergebietsausweisung 

zur 2.Offenlage gestärkt und der Gebietscharakter des bisher ausgewiese-

nen Mischgebietes (Kelterei, Gaststätte und Wohnhaus) südlich der Straße 

und der genehmigten Nutzungen von 1998 wie Mühle, Backhaus, Büro und 

Wohnhaus nördlich der Straße Mühltal der speziellen örtlichen Siedlungs-

struktur angepasst.  

Aufgrund der oben aufgeführten Fakten und den restriktiveren Festsetzun-

gen des Bebauungsplanes sind eine Splittersiedlung bzw. eine disperse 

Siedlungsstruktur durch die vorliegende Bebauungsplanänderung nicht zu 

erwarten, da lediglich der unter Denkmalschutz stehende Gebäudebestand 

nur in der Art der Nutzung geändert und die Nutzungsvielfalt restriktiv fest-

gelegt wird.   

 

Grundwasser, Wasserversorgung, Dez. 41.1 

 

Zu 2.:Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Ein entsprechender Hinweis zum Trinkwasserschutzgebiet Zone III wird zur 

Klarstellung in der Plankarte aufgeführt sowie in die textlichen Festsetzun-

gen und die Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen. Auf Ebene 

der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 

Handlungsbedarf. 

 

Oberirdisches Gewässer, Hochwasserschutz, Dez. 41.2 

 

Zu 3. und 4.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der 

Begründung zum Bebauungsplan aufgeführt. 

Da die 2. Änderung des Bebauungsplanes exakt die Baugrenzen und den 

heutigen Gebäudebestand darstellt, bereitet die Bebauungsplanänderung 
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4. 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5. 

 

 

6. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

7. 

keine Neuausweisung im Überschwemmungsgebiet vor. Die aufgeführten 

vier Punkte sind im Rahmen der wasserrechtlichen Genehmigung bei der 

zuständigen Unteren Wasserbehörde gemäß § 78 Abs.5 HWG zu beantra-

gen. Diese Vorgaben müssten auch im Rahmen des rechtskräftigen Bebau-

ungsplanes beachtet werden, insofern besteht auf Ebene der 2. Änderung 

kein weiterer Handlungsbedarf. 

 

 

Industrielles Abwasser, wassergefährdende Stoffe, Grundwasserschadens-

fälle Altlasten, Nachsorgender Bodenschutz, Dez. 41.4 

 

Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begrün-

dung zum Bebauungsplan aufgeführt. 

 

 

Nachsorgender Bodenschutz: 

 

Zu 6.: Die Hinweise werde zur Kenntnis genommen und in die Begrün-

dung zum Bebauungsplan aufgenommen. 

 

Zusätzlich werden die Hinweise an den Bauherrn und Architekten weiterge-

geben,  

 

 

Vorsorgender Bodenschutz: 

 

Zu 7.: Die Hinweise werde zur Kenntnis genommen und in die Begrün-

dung zum Bebauungsplan aufgenommen. 

 

Die 2. Änderung sieht indirekt eine Nachverdichtung der bestehenden Ge-

bäude vor und übernimmt die bisherige Darstellung der Baugrenzen, so 

dass mit Boden sparend und schonend umgegangen wurde.  
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8. 

 
 

↓ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

9. 

 

 

 

10. 

11. 

Zu 8.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in die Be-

gründung zum Bebauungsplan aufgenommen. 

 

Die Hinweise beziehen sich in erster Linie auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen bzw. auf die Bauausführung und werden daher für den Bauherrn 

und Ausführenden in der Begründung zur Information aufgeführt. Auf Ebene 

der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 

Handlungsbedarf. 

 

 

Immissionsschutz II, Dez. 43.2 

 

Zu 9.: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

Immissionsschutz II, Dez. 43.2 

 

Zu 10.: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

Bergaufsicht, Dez. 44 

 

Zu 11.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in die Be-

gründung zum Bebauungsplan aufgenommen. 
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12. 

 

↓ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bauleitplanung, Dez. 31 

 

Zu 12.: Die Anregungen und Hinweise werden zur Kenntnis genom-

men, die Stadt hält jedoch unter Abwägung aller Belange an der vorlie-

genden Bebauungsplanänderung fest.  

 

Begründung siehe Abwägung Dez. 31 Obere Landesplanungsbehörde (Sei-

te 18-20 der vorliegenden Abwägung). 
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13. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

14. 

 

 

↓ 

 

 

 

 

 

 

Zu 13.: Die Anregungen und Hinweise werden zur Kenntnis genom-

men, die Stadt hält jedoch an der vorliegenden Verfahrensweise fest.  

 

Verwiesen wird auf das nachfolgende Urteil des OVG Rheinland-Pfalz vom 

Februar 2010: 

OVG Rheinland-Pfalz, 24.02.2010 - 1 C 10852/09.OVG 

Amtlicher Leitsatz: 

Ein beschleunigtes Verfahren für einen Bebauungsplan der Innenentwick-

lung gemäß § 13a BauGB kann auch bezüglich der Überplanung einer so-

genannten Außenbereichsinsel im Innenbereich zur Anwendung kommen. 

Da der gesamte Bereich über einen Bebauungsplan erfasst und bebaut ist 

und zudem durch den Bebauungsplan Petschmühle 1. Änderung auch der 

städtebauliche Zusammenhang mit der östlich angrenzenden Kernstadt 

besteht, kann auch dieser Teil der Ortslage Homberg (Ohm) Kernstadt zu-

geordnet werden. Deshalb ist bezüglich der Einordnung der Überplanung als 

Maßnahme der Innenentwicklung laut Urteil weniger darauf abzustellen, ob 

letztendlich das innerhalb des Siedlungsbereichs der Antragsgegnerin lie-

gende Gelände wegen seiner Größe bauplanungsrechtlich nach 

§ 34 BauGB oder § 35 BauGB zu beurteilen ist. Entscheidend ist vielmehr, 

ob nach der Verkehrsauffassung und Berücksichtigung der siedlungsstruktu-

rellen Gegebenheiten das betreffende nicht oder nicht mehr baulich genutz-

te Gebiet dem Siedlungsbereich zuzurechnen ist oder nicht (vgl. Krauzber-

ger in Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krauzberger, BauGB, § 13 a Rn. 27 unter 

Bezugnahme auf Söfker).  

 

Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten, der unmittelbaren Verbindung zur 

Kernstadt Homberg Ohm und der Darstellung des Flächennutzungsplanes 

hält die Stadt an dem Verfahren fest und wird parallel zum Satzungsbe-

schluss auch die Berichtigung des Flächennutzungsplanes beschließen. 

 

Zu 14.: Die nachfolgenden Regelungen gemäß BauGB-Novelle 2017 

wurden bei der vorliegenden Bauleitplanung beachtet. 
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Zu 15.: Die Anregungen und Hinweise werden zur Kenntnis genom-

men. 
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1. 

 
2. 
 
 

3. 

 

 

4. 

 

 

 

 

 

 

Zweckverband Abfallwirtschaft Vogelsbergkreis (27.08.2018) 

 

 

 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

Die Hinweise beziehen sich nicht auf die Ebene der verbindlichen Bauleit-

planung, daher besteht kein weiterer Handlungsbedarf. 

 

 

Zu 3.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

Die Erschließung und die Bebauung sind bereits Bestand. Darüber hinaus 

beziehen sich die Hinweise auf die nachfolgende Planungsebene.  

 

 

Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Die Hinweise beziehen sich nicht auf die Ebene der verbindlichen Bauleit-

planung, daher besteht kein weiterer Handlungsbedarf. 
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Anlage 
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Stellungnahmen der erneuten eingeschränkten 2. Entwurfsoffenlage vom 
24.01.2019 bis 26.02.2019 
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2. 
 
 
 
 
 

 

Regierungspräsidium Gießen Dez. 31, Bauleitplanung (26.02.2019) 

 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Obere Landesplanungsbehörde, Dez. 31 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zustimmend zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es erfolgt eine 
redaktionelle Änderung der textlichen Festsetzungen. 
 
Es wird zustimmend zur Kenntnis genommen, dass die textliche Festset-
zung unter dem Punkt 1.1.1 missverständlich formuliert ist. Im Hinblick auf 
die Festsetzung 1.3, in der die höchstzulässige Zahl der Wohnungen im  
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3. 
 
 
 
 
4. 
 
 
 
5. 
 
 
 
 
 
 
 
6. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Sondergebiet auf maximal 3 Wohnungen begrenzt ist, wird die Festsetzung 
1.1.1 redaktionell angepasst. Hier wird bzgl. der Zahl der Wohneinheiten auf 
die Festsetzung 1.3 verwiesen.  
 
 
Grundwasser, Wasserversorgung, Dez. 41.1 
 
Zu 3.: Der Hinweis wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 
 
 
Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz, Dez. 41.2 
 
Zu 4.: Die Hinweise wurden bereits in die Begründung aufgenommen.  
 
In der Stellungnahme vom 25.09.2018 wurden Hinweise zur teilweisen Lage 
innerhalb des Überschwemmungsgebietes der Ohm gegeben. Die Hinweise 
sind bereits in der Begründung berücksichtigt, sodass auf Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung kein weiterer Handlungsbedarf besteht. 
 
 
Kommunales Abwasser, Gewässergüte, Dez. 41.3 
 
Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Das zuständige Amt für Bauen und Umwelt, Wasser und Bodenschutz hat 
zum Entwurf eine Stellungnahme (25.09.2018) abgegeben. Die Hinweise 
wurden zur Kenntnis genommen und in die Begründung aufgenommen. 
Darüber hinaus besteht auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung kein 
weiterer Handlungsbedarf. 
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Bauleitplanung, Dez. 31 
 
Zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgt eine redak-
tionelle Änderung der textlichen Festsetzungen. 
 
Es wird auf die Aussagen zu Punkt 2 verwiesen. Die Festsetzung wird an-
gepasst. 
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Gemeinschaftliche Stellungnahme der Anlieger der Pletschmühle 
(25.02.2019)  
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
Zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
In wieweit eine Verpflichtung zum Ausschluss von gastronomischen Nut-
zungen aus einem Kaufvertrag aus dem Jahr 1997 auch heute noch rechts-
verbindlich ist, gilt es vom Vorhabenträger zu prüfen. Auf Ebene der verbind-
lichen Bauleitplanung wird Bauplanungsrecht für eine Ausweisung eines 
Sondergebietes Café und Ferienwohnungen und den aufgeführten Nutzun-
gen geschaffen. Im Sondergebiet ist das Cafe aufgeführt und somit zulässig. 
Gaststätten sind nicht explizit aufgeführt. Daher wird auf die nachfolgende 
Ebene des Bauantrags/Nutzungsänderung verwiesen, wo ein konkretes 
Vorhaben geprüft und genehmigt wird, hier Cafe. Daher besteht auf Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
 
Zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Verwiesen wird auf die Aussagen zu Punkt 1. Eine Regelung von Nutzungs-
zeiten kann im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens nicht festgesetzt wer-
den (es fehlt der bodenrechtliche Bezug) und es muss daher auf die Ge-
nehmigungsebene verwiesen werden. Seminar- und Veranstaltungsräume 
beinhalten i.d.R. keine Gaststätten, die unter der Festsetzung 1.1.1 auch 
nicht aufgeführt werden und somit nicht zulässig sind. 
 
Zu 3.: Die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung wird 
zur Kenntnis genommen. 
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D r u c k s a c h e   N r.  151  

 

zur 25. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 10.04.2019 

zu Punkt 7 der Tagesordnung: 

 

 

Ankauf von Grundstücken in den Gemarkungen Homberg und Nieder-Ofleiden 

 

 

Sachdarstellung: 

 
Der Antragsteller ist der Magistrat. 
 
Die Erbengemeinschaft möchte ihre Grundstücke in den Gemarkungen 
Nieder-Ofleiden und Homberg gerne veräußern. 
 
Es handelt sich insgesamt um 115.402 m² Landwirtschaftsflächen, die sich als Aus-
tauschland eignen würden. Flächenangebote dieser Größenordnung werden der 
Stadt Homberg (Ohm) nur sehr selten unterbreitet. 
 
Zwei Grundstücke in Homberg - Auf dem Georgengraben - in Größe von insgesamt 
7.245 m² liegen unterhalb der derzeit im Flächennutzungsplan ausgewiesenen 
Wohnbauflächen oberhalb der Umgehungsstraße Ostring und würden sich ein-
schließlich der dort bereits liegenden städtischen Fläche als zukünftiges Baugebiet 
eignen. 
 
Der Magistrat hat in letzter Zeit bereits Einzelflächen zum Kaufpreis von 2,00 € / m² 
erworben, daher wurde der Erbengemeinschaft vorbehaltlich der Zustimmung der 
städtischen Gremien angeboten, die Gesamtflächen zum Kaufpreis von 2,00 € / m² 
zu erwerben.  
 
Bezüglich der Preisgestaltung wird darauf hingewiesen, dass die möglichen Bauland-
flächen derzeit noch nicht als Bauerwartungsland ausgewiesen sind und ein Preis 
von 2,00 € / m² für die landwirtschaftlichen Flächen über dem Bodenrichtwert liegt, 
somit würden 2,00 € / m² einen Mischpreis darstellen, mit dem sich die Erbenge-
meinschaft anfreunden könnte. Diese bittet um Entscheidung und ein verbindliches 
Angebot für die Flächen. 
 
Bezüglich der Haushaltsmittel ist anzumerken, dass für den Ankauf von unbebauten 
Flächen in diesem Jahr lediglich 50.000,00 € im Haushalt zur Verfügung stehen. Die 
Grundstücke im Baugebiet „Michelbach IV“ wurden zwischenzeitig alle veräußert, so 
dass noch weitere Baulandflächen im Baugebiet Michelbach IV angekauft werden 
sollten. Die Haushaltsmittel sollten daher überplanmäßig zur Verfügung gestellt wer-
den. 
 

Anlagen: 
Lageplan 
Auszug Flächennutzungsplan 
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Beschlussvorschlag: 

 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Eigentümern folgender Grund-
stücke ein verbindliches Angebot zu unterbreiten, die Grundstücke zum Kaufpreis 
von 2,00 € / m² anzukaufen und diese nach Zustimmung der Eigentümer zu erwer-
ben: 
 
Gemarkung Homberg,  
Gemarkung Homberg,  
Gemarkung Homberg,  
Gemarkung Homberg,  
Gemarkung Homberg,  
Gemarkung Homberg,  
Gemarkung Nieder-Ofleiden,  
Gemarkung Nieder-Ofleiden,  
Gemarkung Nieder-Ofleiden,  
Gemarkung Nieder-Ofleiden,  
Gemarkung Nieder-Ofleiden,  
Gemarkung Nieder-Ofleiden,  
Gemarkung Nieder-Ofleiden,  
Gemarkung Nieder-Ofleiden,  
Gemarkung Nieder-Ofleiden,  
Gemarkung Nieder-Ofleiden,  
Gemarkung Nieder-Ofleiden, 
sowie 
Gemarkung Nieder-Ofleiden, 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, für den Ankauf der Landwirtschafts-
flächen einen Betrag in Höhe von 180.804,00 € überplanmäßig zur Verfügung zu 
stellen. 
 

 

Abstimmungsergebnis:  

 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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D r u c k s a c h e   N r.   37b 
 

zur 25. Sitzung der 18.  Sitzungsperiode am 10.04.2019 
zu Punkt  8 der Tagesordnung: 

 
 

Antrag der CDU-Fraktion betr. Ausbau der Straße „An der Sandgrube“ 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Antragsteller ist die CDU-Fraktion 
 
Die CDU-Fraktion beantragt, dass die Straße „An der Sandgrube“ in der Kernstadt 
ausgebaut werden soll. Entsprechende Haushaltsmittel sollen im Haushalt 2017 ein-
gestellt werden. Die Begründung des Antrages erfolgte mündlich in der Stadtverord-
netenversammlung.  
 
In der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 29.09.2016 wurde folgender 
Beschluss gefasst: 
1. Der Magistrat wird beauftragt, dem Bau- und Umweltausschuss eine Kosten-
schätzung zum Ausbau der Straße „An der Sandgrube“ vorzulegen 
2. Die Firmen Weber, Rhiel und Rysse sind sachgerecht einzubeziehen. 
3. Die Angelegenheit wird zur weiteren Beratung an den Bau- und Umweltausschuss 
überwiesen. Der Ortsbeirat der Kernstadt ist zu beteiligen. 
4. Der Vorsitzende des Bau- und Umweltausschusses und der Magistrat haben bis 
zur übernächsten Sitzung der Stadtverordnetenversammlung einen Sachstandsbe-
richt abzugeben. 
Es ist rechtzeitig zu gewährleisten, dass für das Haushaltsjahr 2017 ein Ansatz für 
die Straßenbaumaßnahme vorgenommen werden kann. 
 
In der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 02.02.2017 wurde ein aktueller 
Sachstandsbericht abgegeben und zur Kenntnis genommen. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss hat in  seiner Sitzung vom 26.11.18 folgenden Be-
schluss gefasst. 
Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung der 
Stadt Homberg (Ohm), die Drucksache aus dem Geschäftsgang zu nehmen, da sei-
tens der Anlieger derzeit keine Interesse an einem Ausbau der Straße „An der Sand-
grube“ mehr besteht. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, die Drucksache aus dem Geschäfts-
gang zu nehmen, da seitens der Anlieger derzeit kein Interesse mehr an einem Aus-
bau der Straße „An der Sandgrube“ besteht. 
 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  



Seite 1 von 1 

D r u c k s a c h e   N r.  96a  
 

zur  25. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 10.04.2019 
zu Punkt 9 der Tagesordnung: 

 
 
Antrag der CDU-Fraktion auf Einführung einer Katzenschutzverordnung 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Antragsteller ist die CDU-Fraktion. 
 
Die Angelegenheit wurde in der Sitzung am 16.11.2018 an den Sozial- und Kultur-
ausschuss verwiesen. Der Ausschuss hat am 26.03.2019 getagt. 
 
Zur Beratung wurden die ehrenamtlichen Tierschutzbeauftragten der Stadt Homberg 
(Ohm)  hinzugezogen, die über den Einsatz des 
Kastrationsmobils im Jahr 2018 und die Katzenproblematik in Homberg (Ohm) be-
richteten. Im Ergebnis konnte festgehalten werden, dass eine Katzenschutzverord-
nung zur Verhütung erheblicher Schmerzen, Leiden und Schäden bei in Homberg 
lebenden Katzen erforderlich und ein Erlass somit gerechtfertigt ist. Frau  als 
Vertreterin des Tierheims Alsfeld bestärkte diese Aussagen und verwies auf zuletzt 
33 Fundkatzen im Jahr 2018 aus Homberg (Ohm), die im Tierheim Alsfeld abgege-
ben wurden und sich oftmals in desolatem Zustand befanden.  
 
Die Ermächtigung, eine entsprechende Rechtsverordnung zu erlassen, wurde in 
Hessen durch die Delegationsverordnung vom 24.04.2015 auf die Gemeindevor-
stände/Magistrate übertragen. Dennoch ist es nach Angaben der Landestierschutz-
beauftragten Dr. med. vet. üblich, dass die Gemeindevertretun-
gen/Stadtverordnetenversammlung eine entsprechende Empfehlung für eine Kat-
zenschutzverordnung abgeben. 
Die Landestierschutzbeauftragte sieht die rechtlichen Voraussetzungen für den Er-
lass einer Katzenschutzverordnung aufgrund der dokumentierten Situation in Hom-
berg (Ohm) mit dem Ergebnis des Einsatzes des Kastrationsmobils, dem Bericht der 
städtischen Tierschutzbeauftragten über die Situation in der Stadt Homberg (Ohm) 
sowie der Fallzahlen des Tierheims Alsfeld als gegeben an. Die Empfehlung der 
Landestierschutzbeauftragten für eine kommunale Katzenschutzverordung liegt an. 
 
Der Ausschuss hat aufgrund dessen der Stadtverordnetenversammlung einstimmig 
nachfolgenden Beschluss empfohlen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung empfiehlt dem Magistrat, eine Katzenschutzver-
ordnung für das Gebiet der Stadt Homberg (Ohm) entsprechend der Empfehlung der 
Landestierschutzbeauftragten zu erlassen. 
 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  



Katzenschutzverordnung 
- Entwurf der Landestierschutzbeauftragten mit Anpassung an die Stadt Homberg (Ohm) - 
 
 
Die Magistrat der Stadt Homberg (Ohm) beschließt aufgrund des § 21 Abs. 3 der „Verord-
nung zur Änderung der Delegationsverordnung und anderer Vorschriften“ des 
Landes Hessen vom 24. April 2015 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen 
Nr. 10; 2015 - 30. April 2015) und § 13b Tierschutzgesetz (TierSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Mai 2006 (BGBl. I S. 1206, 1313) zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2586) den Erlass folgender „Katzen-
schutzverordnung“: 
 
 

§ 1 
Kastrations-, Kennzeichnungs- und Registrierpflicht 

 
(1) Katzenhalter/innen, die ihrer Katze unkontrollierten Zugang ins Freie gewähren, haben 
diese zuvor von einem Tierarzt kastrieren und mittels Tätowierung oder Mikrochip kenn-
zeichnen sowie registrieren zu lassen. 
(2) Dies gilt nicht für weniger als fünf Monate alte Katzen. 
(3) Als Katzenhalter/in im vorstehenden Sinne gilt auch, wer freilaufenden Katzen regel-
mäßig Futter zur Verfügung stellt. 
(4) Für die Zucht von Rassekatzen können auf Antrag Ausnahmen von der 
Kastrationspflicht zugelassen werden, sofern eine Kontrolle und Versorgung der 
Nachzucht glaubhaft dargelegt wird. 
 

§ 2 
Durchführung und Überwachung 

 
(1) Der Nachweis über die Kastration und die Registrierung ist dem Ordnungsamt der 
Stadt Homberg (Ohm) auf Verlangen vorzulegen. 
(2) Wird eine unkastrierte Katze im unkontrollierten Freigang angetroffen, so kann dem 
Halter / der Halterin auferlegt werden, das Tier kastrieren, kennzeichnen und registrieren 
zu lassen. 
 

§ 3 
Bußgeldvorschriften 

 
Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen Gebote dieser Verordnung kön-
nen mit einer Geldbuße geahndet werden. Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 
in der jeweils geltenden Fassung findet Anwendung.  
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 a) gegen § 1 Absatz 1 zuwiderhandelt, 
 b) entgegen § 2 Absatz 1 die Nachweise auf Verlangen nicht vorlegt. 
(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können mit einer Geldbuße von bis zu 
fünftausend Euro geahndet werden. 
 

§ 4 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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D r u c k s a c h e   N r.  152 
 

zur 25. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 10.04.2019 
zu Punkt 10 der Tagesordnung: 

 
 
Feuerwehr Dannenrod, 
Bau eines neuen Feuerwehrgerätehauses 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Antragsteller ist der Magistrat 
 
Das Feuerwehrgerätehaus ist im Rohbau fertiggestellt. Bisher sind Kosten in Höhe 
von insgesamt 88.165,07 € angefallen (siehe Anlage 1 AIB). 
 
Die Erd- Kanal- Maurer- und Betonarbeiten sind noch nicht abgerechnet, auf diese 
Arbeiten sind zwei Abschlagszahlungen in Höhe von 22.000,00 € und 40.000,00 €  
= 62.000,00 € geleistet worden. Die Gerüstbau-, Zimmer- und Holzbauarbeiten sowie 
die Dachdecker- und Spenglerarbeiten sind mit einer Schlussrechnungssumme in 
Höhe von 20.608,09, abgerechnet. 
 
Der Spielplatz soll durch den städtischen Bauhof hergerichtet werden. Die Spielgerä-
te sind vorhanden, die Materialkosten sind mit 1.500,00 € kalkuliert. Für die Arbeits-
ausführung sind ca. 75 Arbeitsstunden, 15 Stunden Bagger mit Bedienung und 10 
Stunden LKW mit Bedienung angesetzt. 
 
Die Kosten in Höhe von 85.000 € für die Maßnahme „Bau eines neuen Feuerwehrge-
rätehauses“ wurden im Beschluss der Drucksache Nr. 162 zur 34. Sitzung der  
17. Sitzungsperiode der Stadtverordnetenversammlung am 23.09.2015 zu Punkt 8 
der Tagesordnung in der Vorlage benannt und beschlossen (siehe Anlage 2). 
 
Die noch auszuführenden Leistungen der Ausbaugewerke werden auf 63.200,00 € 
abzüglich der Eigenleistung der FFW-Mitglieder in Höhe von 16.600,00 € geschätzt. 
Somit entstehen Kosten von 46.600,00 €, hinzukommen Materialkosten für die Au-
ßenanlagen in Höhe von 5.000,00 €. Diese Summen sind in der Kostenschätzung 
der Ausbaugewerke Stand 04.03.2019 aufgegliedert. (siehe Anlage 3 und 3a). 
 
Veranschlagte Kosten aus 2015: 85.000,00 €.  
Angefallene Kosten  bis Rohbaufertigstellung     88.165,07 € 
noch anfallende Kosten Schlussrechnung Rohbau      4.000,00 € 
    Ausbaugewerke     46.600,00 € 
    Material für Außenanlagen   5     5.000,00 € 
Gesamt        143.765,07 € 
 
Die Kostenschätzung aus 2015 kann nur Teilleistungen enthalten oder sie basiert auf 
einer Fehleinschätzung des erforderlichen Leistungsumfanges. 
Im Haushalt 2019 sind für den Neubau 40.000,00 € eingestellt. Der benötigte Fi-
nanzbedarf liegt bei 55.600,00 €. Der Differenzbetrag in Höhe von 15.600,00 € sollte 
überplanmäßig zur Verfügung gestellt werden. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung stellt den erforderlichen Mehrbetrag in Höhe von 
15.600,00 € für die Fertigstellung des Feuerwehrgerätehauses Dannenrod über-
planmäßig zur Verfügung. 
 
 
Beschluss: 
 
 
 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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D r u c k s a c h e   N r.   153 
 

zur 25. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 10.04.2019 
zu Punkt 11 der Tagesordnung: 

 
 

Haushaltsüberschreitungen im Jahr 2014, 
Genehmigung von überplanmäßigen und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen  
 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Antragsteller ist der Magistrat. 
 
Im Haushaltsjahr 2014 ergaben sich folgende überplanmäßige Aufwendungen im 
Bereich des Ergebnishaushalts: 
 

 Teilhaushalt 10 – Bürgermeister   12.258,85 Euro 
Es wurde ein Zuschuss in Höhe von 15.000 € an die Diakoniestation Ohm-
Felda gezahlt (Produkt 31501: Soziale Einrichtungen). 
 

 Personal- und Versorgungsaufwendungen 90.478,06 Euro 
Die Mehraufwendungen sind im Teilhaushalt 20 Hauptverwaltung vor allem in 
dem Bereich des Produkts sonstige Einrichtungen der Familienhilfe, im Teil-
haushalt 30 Finanzverwaltung  in den Bereichen Finanzmanagement und 
Steuern/sonstige Abgaben und im Teilhaushalt 40  Bauverwaltung vor allem in 
dem Bereich des Produkts Wasserversorgung entstanden. 
 

Im Finanzhaushalt ist folgende überplanmäßige Auszahlung entstanden: 
 

 Teilhaushalt 20 – Hauptverwaltung   5.871,85 Euro 
Es wurde Mercedes Sprinter im Produktbereich 12601: Brandschutz gekauft. 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung genehmigt nach § 100 Abs. 1 HGO die im      
Jahresabschluss zum 31.12.2014 festgestellten Haushaltsüberschreitungen 
 
a) Ergebnishaushalt 
  

 Teilhaushalt 10 – Bürgermeister   12.258,85 Euro, 

 Personal- und Versorgungsaufwendungen 90.478,06 Euro. 
 
b) Finanzhaushalt 
 

 Teilhaushalt 20 – Hauptverwaltung    5.871,85 Euro. 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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D r u c k s a c h e   N r.   154 
 

zur 25. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 10.04.2019 
zu Punkt 12 der Tagesordnung: 

 
 

 
Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses der Stadt Homberg (Ohm) 
zum 31.12.2014 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Antragsteller ist der Magistrat. 
 
Die Stadt hat nach § 112 HGO für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen 
Jahresabschluss aufzustellen. Er ist nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buch-
führung aufzustellen und muss klar und übersichtlich sein. Er hat sämtliche Vermö-
gensgegenstände, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, Erträge, Aufwendun-
gen, Einzahlungen und Auszahlungen zu enthalten, soweit durch Gesetz oder auf-
grund eines Gesetzes nichts anderes bestimmt ist. Der Jahresabschluss hat die tat-
sächliche Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Stadt darzustellen. 
 
Nach Abschluss der Prüfung durch das Rechnungsprüfungsamt (§ 128 HGO) legt 
der Magistrat den Jahresabschluss mit dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungs-
amtes der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung und Beschlussfassung vor   
(§ 113 HGO). 
 
Das Rechnungsprüfungsamt des Vogelsbergkreises hat in der Zeit vom 07.11.2018 
bis 09.01.2019 die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2014 durchgeführt. 
 
Nach dem vorgelegten Bericht vom 22.02.2019 über die Prüfung des Jahresab-
schlusses zum 31.12.2014 hat das Rechnungsprüfungsamt des Vogelsbergkreises 
einen uneingeschränkten Prüfvermerk erteilt: 
 
„ Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Vermögens-, Ergebnis- und     
Finanzrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den     
Rechenschaftsbericht für das Haushaltsjahr 2014 geprüft. Die Buchführung und die 
Aufstellung von Jahresabschluss und Rechenschaftsbericht nach den gemeindewirt-
schaftlichen Vorschriften liegen in der Verantwortung des Magistrats. Unsere Aufga-
be ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Re-
chenschaftsbericht abzugeben.  
 
Unsere Prüfung hat, unter Berücksichtigung des Erlass über die „Beschleunigung der 
Aufstellung und Prüfung von doppischen Jahresabschlüssen für die Haushaltsjahre 
bis einschließlich 2015“ vom 29. Juni 2016 im Rahmen der hieraus resultierenden 
Mindeststandards zur Prüfung rückständiger Jahresabschlüsse, zu keinen Einwen-
dungen geführt. 
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Insofern entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen der kommunalen Satzungen und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nisses entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Stadt. Der 
Rechenschaftsbericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
  
Der Magistrat der Stadt Homberg (Ohm) hat den Bericht über die Prüfung des      
Jahresabschlusses zum 31.12.2014 in seiner Sitzung am 26.03.2019 zur Kenntnis 
genommen und legt den Jahresabschluss der Stadt Homberg (Ohm) zum 31.12.2014 
zusammen mit dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamts vom 22.02.2019 
der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung und Beschlussfassung vor. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den vom Rechnungsprüfungsamt ge-
prüften Jahresabschluss zum 31.12.2014 und erteilt dem Magistrat nach § 114  
Abs. 1 HGO Entlastung. 
 
Der Magistrat wird beauftragt, den Beschluss über den Jahresabschluss zum 
31.12.2014 öffentlich bekannt zu machen und ihn im Anschluss an die Bekanntma-
chung  zusammen mit dem Erläuterungsbericht an sieben Tagen öffentlich auszule-
gen. Der Beschluss über den Jahresabschluss zum 31.12.2014 und die Entlastung 
sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich vorzulegen. 
 
 
 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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1 Rechtliche Grundlagen

Das Land Hessen hat den Prozess der Einführung eines neuen kommunalen Rech-

nungs- und Steuerungssystems (NKRS) durch die Änderung der Hessischen Ge-

meindeordnung in der Fassung vom 01.04.2005 (zuletzt geändert durch Gesetz

(hier: HessenkasseG) vom 25. April 2018)) eingeleitet und mit dem Erlass der Ge-

meindehaushaltsverordnung-Doppik (GemHVO-Doppik) vom 02.04.2006, zuletzt 

geändert durch Verordnung vom 27.12.2011 und durch Gesetz (hier: Hessenkas-

seG) vom 25. April 2018, fortgesetzt.

Mit dem Erlass über die „Beschleunigung der Aufstellung und Prüfung von doppi-

schen Jahresabschlüssen für die Haushaltsjahre bis einschließlich 2015“ vom 

29.06.2016 besteht für den Magistrat im Rahmen des ihm zustehenden Ermessens 

die Möglichkeit, die dort aufgeführten Erleichterungen zur Beschleunigung der Auf-

stellungsarbeiten zu nutzen.

Die Hinweise zur Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) in der derzeit gültigen 

Fassung enthalten Richtlinien für die Anwendung und Auslegung der in der Gem-

HVO verwendeten Rechtsbegriffe. Sie sollen das Verständnis der gemeindehaus-

haltsrechtlichen Vorschriften erleichtern.
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2 Grundsätzliche Feststellungen

Die Verpflichtung zur Erstellung des Jahresabschlusses (inklusive Anlagen) sowie 

des Rechenschaftsberichtes ergibt sich aus § 112 HGO. Danach soll der Jahresab-

schluss innerhalb von vier Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres aufgestellt 

sein. Der Jahresabschluss ist nach § 128 HGO vom zuständigen Rechnungsprü-

fungsamt zu prüfen. Die Aufstellung des Jahresabschlusses erfolgte nicht fristge-

recht.

Die Kompatibilität der städtischen Richtlinien mit den gesetzlichen Bestimmungen 

wurde überprüft und ergab keine Beanstandungen.

Grundsätzlich gilt für die nachstehenden Ausführungen, dass die dort angeführten 

Werte und Sachverhalte den gesetzlichen Bestimmungen entsprechen.

2.1 Lage der Kommune

2.1.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung und zum Verlauf des Haushalts-
jahres

Die Lagebeurteilung durch den Verantwortlichen der Kommune ist durch das Rech-

nungsprüfungsamt im Rahmen einer Stellungnahme zu beurteilen. Diese gibt das 

Rechnungsprüfungsamt aufgrund der im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlus-

ses und des Rechenschaftsberichts gewonnenen Erkenntnisse ab. Die nachfolgende 

Stellungnahme ist so abgefasst, dass sie den Berichtsadressaten als Grundlage ihrer 

eigenen Einschätzungen der Lagebeurteilung dienen kann.

Der Rechenschaftsbericht der Kommune enthält nach Auffassung des Rechnungs-

prüfungsamtes folgende zitierte Kernaussagen zum Verlauf des Haushaltsjahres und 
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zur Lage der Kommune:

Der Jahresabschluss 2014 weist in der Ergebnisrechnung ein Jahresergebnis in Hö-

he von -239.986,87 € aus. Im Vergleich zum Ergebnis des Haushaltsplanes 2014 in 

Höhe von -136.983,00 € beträgt die Veränderung 103.003,87 €.

In der Ergebnisrechnung wurde der geplante Ertrag in Höhe von 14.296.971,00 € um 

183.172,34 € unterschritten. Die Summe der ordentlichen Erträge beläuft sich auf 

14.113.798,66 €. Die Abweichung stellt sich wie folgt dar:

• Mindererträge bei den privat-rechtlichen Leistungsentgelten in Höhe von         

-3.542,25 € ([…] Mindererträge bei den Eintrittsgeldern von -20.626,83 €).

• Mehrerträge in Höhe von 63.442,53 € bei den öffentlich-rechtlichen Leistungs-

entgelten ([…] Mehrerträge Abwasser in Höhe von 72.811,08 €).

• Mehrerträge in Höhe von 6.075,37 € bei den Kostenersatzleistungen und        

-erstattungen.

• Erträge aus Bestandsveränderungen Lagerbestand Holz (Mindererträge 

3.915,63 €).

• Mindererträge bei den Steuern und steuerähnlichen Erträgen in Höhe von       

-391.711,94 € (Mehrerträge bei dem Gemeindeanteil an der Einkommensteu-

er in Höhe von 59.059,39 € und Mindererträge bei der Gewerbesteuer in Höhe 

von -445.064,36 €). Die Gewerbesteuererträge belaufen sich insgesamt auf 

2.674.935,64 €.

• Mehrerträge bei den Erträgen aus Zuweisungen und Zuschüssen für laufende 

Zwecke und allgemeine Umlagen in Höhe von 81.790,25 €.

• Bei den Erträgen aus der Auflösung von Sonderposten aus Investitionszuwei-

sungen, -zuschüssen und Investitionsbeiträgen waren 692.796,00 € beplant,

verbucht wurden 762.794,80 €.

• Mindererträge bei den sonstigen ordentlichen Erträgen in Höhe von                 

-5.003,05 €.
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Außerordentliche Erträge wurden nur in Höhe von 48.301,49 € erzielt, budgetiert war 

ein Betrag in Höhe von 92.734,00 €.

Der geplante Betrag der ordentlichen Aufwendungen betrug 14.310.475,00 €. Die 

tatsächlichen ordentlichen Aufwendungen liegen bei 14.211.769,91 €, damit 

98.705,09 € unter dem Planansatz.

Im Bereich der Personal- und Versorgungsaufwendungen lagen die Mehraufwen-

dungen bei 61.618,28 €. Der Ansatz für die Aufwendungen der Sach- und Dienstleis-

tungen wurde um 285.147,47 € unterschritten.

Die Abschreibungen wurden mit 1.831.211,67 € bebucht, geplant waren 

1.734.371,00 €. Das Finanzergebnis beträgt 190.293,31 € gegenüber beplanten 

216.183,00 €.

Der Finanzmittelbestand zum 31.12.2013 betrug 187.227,36 €. Er verschlechtert sich 

zum 31.12.2014 auf -74.026,33 €.

Der Finanzmittelfluss aus Investitionstätigkeit war mit -1.913.070,00 € beplant. Das 

Ergebnis beläuft sich auf -1.007.594,98 €.

Die Eigenkapitalquote hat sich gegenüber dem Vorjahr von 45,74 % auf 45,76 % 

erhöht.

Die Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen betragen am Jahresende

5.530.975,49 €.

Stellungnahme:

Die Aussagen des Magistrats zur wirtschaftlichen Lage und zum Verlauf der Haus-

haltswirtschaft geben insgesamt eine zutreffende Beurteilung der Lage der Kommu-

ne wieder. 
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2.1.2 Entwicklungsbeeinträchtigende Tatsachen

Tatsachen, welche die Entwicklung der Kommune wesentlich beeinträchtigen kön-

nen, hat das Rechnungsprüfungsamt bei der Jahresabschlussprüfung nicht festge-

stellt.

2.2 Unregelmäßigkeiten

Im Rahmen unserer Prüfung wurden keine Unrichtigkeiten und Verstöße festgestellt.
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3 Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

Am 08.11.2004 hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Homberg (Ohm)

beschlossen, gemäß § 92 Abs. 3 Satz 2 HGO a.F. die Haushaltswirtschaft der Stadt

ab dem 01.01.2008 nach den Grundsätzen der doppelten Buchführung (Doppik) zu 

führen. Dies wurde durch Änderung von § 5 (Haushaltswirtschaft) der Hauptsatzung 

der Stadt mit Beschluss vom 23.05.2007 vollzogen.

Die Kommune hat für jedes Haushaltsjahr gemäß § 94 Abs. 1 HGO eine Haushalts-

satzung zu erlassen.

Die Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan ist der Aufsichtsbehörde gemäß § 97 

Abs. 4 HGO spätestens einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres vorzulegen. 

Der Haushaltsplan ist die Grundlage für die Haushaltswirtschaft der Kommune (§ 95 

Abs. 1 Satz 1 HGO).

Die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung 2014 erfolgte am 20.02.2014. Die 

Genehmigung der Haushaltssatzung 2014 durch die Kommunalaufsicht des Vogels-

bergkreises wurde am 15.05.2014 erteilt. Die Bekanntmachung der Haushaltssat-

zung für das Haushaltsjahr 2014 erfolgte am 04.06.2014 und die Auslegung in der 

Zeit vom 05.06.2014 bis 16.06.2014. Eine Nachtragshaushaltssatzung für das Jahr 

2014 wurde nicht erlassen.

Gemäß § 112 Abs.1 Satz 1 HGO sind die Kommunen verpflichtet, für den Schluss 

eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen. Der Magistrat soll

den Jahresabschluss gemäß § 112 Abs. 9 HGO innerhalb von vier Monaten aufstel-

len. Der Beschluss über die Aufstellung des Jahresabschlusses erfolgte in der Sit-

zung am 13.12.2016 und somit nicht fristgerecht.

Gemäß § 128 HGO ist der Jahresabschluss vom zuständigen Rechnungsprüfungs-

amt (§ 129 HGO) zu prüfen. Das Ergebnis dieser Prüfung fasst das Rechnungsprü-

fungsamt in diesem Bericht zusammen.

Der Prüfauftrag für den Jahresabschluss 2014 wurde von der Stadt Homberg (Ohm) 
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mit Datum 08.02.2017 beim Rechnungsprüfungsamt eingereicht – zusammen mit 

dem Jahresabschluss 2013.

Die prüffähigen Unterlagen für den Jahresabschluss 2014 lagen am 10.08.2018

komplett vor. Die Prüfung wurde in der Zeit vom 07.11.2018 bis 09.01.2019 durchge-

führt. Die Prüfungsfeststellungen und Umbuchungen wurden am 10.01.2019 an die

Stadt Homberg (Ohm) übersandt; der Rücklauf der aktualisierten Unterlagen von der 

Stadt Homberg (Ohm) an das Rechnungsprüfungsamt erfolgte am 18.02.2019.

Das Rechnungsprüfungsamt hat im Haushaltsjahr 2014 zwölf Prüfungsfeststellungen 

getroffen, von denen acht wesentlich waren. Auf die Umsetzung der einzigen Umbu-

chung (mit einem Betrag unter der Gesamtwesentlichkeitsgrenze) wurde seitens der 

Stadt Homberg (Ohm) verzichtet; stattdessen erfolgt eine Darstellung des entspre-

chenden Sachverhalts durch das Rechnungsprüfungsamt in diesem Prüfbericht unter 

Kapitel 4.1.1 „Buchführung“. 

Als Auskunftspersonen wurden uns folgende Personen genannt:

o Frau Astrid Hisserich (Finanzverwaltung)

o Frau Astrid Weber (Stadtkasse)

Die Auskunftsbereitschaft der Verwaltung war uneingeschränkt.

Die vollständige Mitteilung aller, für den Jahresabschluss relevanter Sachverhalte, 

wurde uns mit Erklärung vom 14.02.2019 schriftlich durch die Bürgermeisterin der 

Stadt Homberg (Ohm) bestätigt.

Grundlage für die Durchführung der Prüfung waren insbesondere § 128 HGO, die 

GemHVO vom 02.04.2006, zuletzt geändert durch Verordnung vom 27.12.2011 und 

durch Gesetz vom 25.04.2018, und die Verwaltungsvorschriften zur GemHVO-

Doppik vom 02.06.2008 bzw. die Hinweise zur GemHVO vom 22.01.2013. Soweit die 

Vorschriften der HGO und der GemHVO sowie die Verwaltungsvorschriften bzw. 

Hinweise zu einem konkreten Sachverhalt keine Regelungen enthalten, können bei 
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der Beurteilung von Zweifelsfragen die entsprechenden handels- und steuerrechtli-

chen Regelungen sowie die „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“ einbezo-

gen werden (siehe Ziffer 2. der einleitenden Hinweise zur GemHVO).

Die Prüfung wurde gemäß einem risikoorientierten Prüfungsansatz so geplant und 

durchgeführt, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 

durch den Jahresabschluss und seiner Anlagen vermittelten Bildes der Vermögens-, 

Ertrags- und Finanzlage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 

werden.

Sachverhalte unter der Wesentlichkeitsgrenze werden im Bericht nicht aufgeführt, 

sondern der Verwaltung in Form eines Management Letters zur Kenntnis gegeben.

Die Prüfung umfasste auch die Gesetzmäßigkeit. Dabei sollte festgestellt werden, ob 

die Vorschriften und Grundsätze des Gemeindewirtschaftsrechts, einschließlich der 

lokalen Verfügungen und Richtlinien, eingehalten worden sind.

Gemäß § 128 Abs. 1 HGO prüfte das Rechnungsprüfungsamt den Jahresabschluss 

mit allen Unterlagen daraufhin, ob

1. der Haushaltsplan eingehalten ist,

2. die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch vorschriftsmäßig be-

gründet und belegt sind,

3. bei den Erträgen, Einzahlungen, Aufwendungen und Auszahlungen sowie bei 

der Vermögens- und Schuldenverwaltung nach den geltenden Vorschriften ver-

fahren worden ist,

4. die Anlagen zum Jahresabschluss vollständig und richtig sind,

5. die Jahresabschlüsse nach § 112 HGO ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Kommune dar-

stellen,

6. ob der Bericht nach § 112 Abs. 3 HGO (Rechenschaftsbericht) eine zutreffende 

Vorstellung von der Lage der Kommune vermittelt.
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Die Prüfung beinhaltete die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlus-

ses, sowie des Anhangs (§ 50 GemHVO) und des Rechenschaftsberichts (§ 51 

GemHVO).

Der Jahresabschluss ist nach den Grundsätzen der ordnungsgemäßen Buchführung 

aufzustellen und muss klar und übersichtlich gegliedert sein. Er hat sämtliche Ver-

mögensgegenstände, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, Erträge, Aufwen-

dungen, Einzahlungen und Auszahlungen zu enthalten.

Es gilt die Inventurrichtlinie, die vom Magistrat am 22.07.2015 beschlossen wurde 

und mit Wirkung zum 01.01.2007 rückwirkend in Kraft getreten ist.

Um eine transparente, einheitliche, nachvollziehbare und überprüfbare Bewertung 

aller Bilanzpositionen sicherzustellen, hat der Magistrat am 22.07.2015 sowohl eine 

Bilanzierungs- und Bewertungsrichtlinie als auch einen Bewertungsleitfaden zur For-

derungsbewertung beschlossen; beide sind rückwirkend zum 01.01.2007 in Kraft

getreten.

Es wird darauf hingewiesen, dass die in der Vermögensrechnung (Bilanz) der Stadt 

Homberg (Ohm) ausgewiesenen Vermögenswerte der Peppler-Wilhelm-Stiftung und 

der August-Prätorius-Stiftung (auf der Aktivseite unter der Bilanzposition „2.3.5 Sons-

tige Vermögensgegenstände“ und auf der Passivseite unter der Bilanzposition „1.2.3 

Sonderrücklagen“) nicht der inhaltlichen Prüfung des Rechnungsprüfungsamts unter-

liegen. Seitens des Rechnungsprüfungsamts wird an dieser Stelle grundsätzlich nur 

die korrekte Übernahme der Vermögenswerte der Stiftungen zum jeweiligen Bilanz-

stichtag aus den von den beauftragten Wirtschaftsprüfern erstellten Vermögensüber-

sichten geprüft.

Mit Bezug auf den Erlass des HMdIuS zur Beschleunigung der Aufstellung und Prü-

fung von doppischen Jahresabschlüssen für die Haushaltsjahre bis einschließlich 

2015 vom 30. Juli 2014 sowie vom 29. Juni 2016 haben sich die hessischen Rech-

nungsprüfungsämter mit der Ausarbeitung von Mindeststandards positioniert und 

sich damit über die in diesem Erlass erwähnten Vorstellungen zur Beschleunigung 
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der Prüfungsverfahren hinaus mit konkreten Vorschlägen in das Verfahren einge-

bracht.

Die ausgearbeiteten und mit der Überörtlichen Prüfung kommunaler Körperschaften 

des Hessischen Rechnungshofes abgestimmten Unterlagen wurden in der gemein-

samen Tagung der Arbeitsgemeinschaft der Leiter/innen der Rechnungsprüfungs-

/Revisionsämter bei den kommunalen Spitzenverbänden am 04./05.11.2014 in Fulda 

beschlossen und zur Anwendung empfohlen.

Vor dem Hintergrund unserer Prüfungsplanung ergaben sich unter Berücksichtigung 

der entwickelten Mindeststandards folgende Prüfungsschwerpunkte:

 Anwendung KVKR

 Abgleich von Vermögens-, Ergebnis- und Finanzrechnung mit den gesetzli-

chen Mustern

 Abgleich der Ergebnisse lt. aufgestellten Jahresabschluss inkl. Rechen-

schaftsbericht (vorgelegter Ausdruck) mit Vermögens-, Ergebnis- und Finanz-

rechnung lt. System

 Durchführung Buchungsschluss/Nullstellung

 Saldenübernahme Vermögensrechnung Eröffnungsbilanz

 Abstimmung Vermögensrechnung mit Übersichten (Anlagenspiegel, Rückstel-

lungen, Verbindlichkeiten, Forderungen und Sonderposten)

 Abstimmung Übersicht Einzeldarlehen mit Verbindlichkeitenspiegel

 Abstimmung OPOS-Listen Debitor und Kreditor mit Sachkonten Forderungen 

und Verbindlichkeiten

 Plausibilität gebildeter Rückstellungen

 Prüfung wesentlicher Zu- und Abgänge im Anlagevermögen/AIB i.V.m Prüfung 

entsprechender Sonderposten

 Eigenkapital / Ergebnisverwendung

 Abgleich Summe Teilergebnisse mit Gesamtergebnis

 Wesentliche Buchungen im ao-Bereich, Abgrenzungen zum ordentlichen Er-

gebnis
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 Abstimmung Lohnbuchhaltung mit FiBu

 Abstimmung Ergebnisrechnung mit Übersichten (Anlage-, Rückstellungs-,  

und Sonderpostenspiegel)

 Abstimmung Bestände Flüssige Mittel

 Plausibilitätsprüfung von Zahlungsfluss aus Investitionstätigkeit mit Zahlungs-

fluss aus Finanzierungstätigkeit

 Abgleich Teilfinanzrechnungen mit der Gesamtfinanzrechnung

 Abgleich der Haushaltsansätze (Haushaltsplan) mit den fortgeschriebenen 

Ansätzen der Ergebnis- und Finanzrechnung

 Einhaltung Haushaltssatzung/-plan

Weiterhin wurde geprüft, ob der Jahresabschluss, der Anhang und der Rechen-

schaftsbericht unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 

den eingeräumten Wahlrechten ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 

Bild der Vermögenslage vermitteln.

Führen besondere Umstände dazu, dass der Jahresabschluss ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild nicht vermittelt, so sind im Anhang zusätzliche 

Angaben zu machen (siehe Ziffer 4.2.1).

Die steuerliche Beurteilung der Geschäftsvorfälle ist zunächst nicht Gegenstand un-

serer Prüfung. Wir möchten jedoch aufgrund der aktuellen EUGH und BFH Recht-

sprechungen bezüglich der Steuerpflicht von hoheitlichen Beistandsleistungen die 

nicht aufgrund hoheitlichem Zwangsrecht erbracht werden und des hieraus resultie-

renden Risikos der Umsatzsteuerpflicht gem. § 2b UStG hinweisen.
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4 Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

Es wurde festgestellt, dass die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen 

den gesetzlichen Vorschriften entsprechen.

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

 Buchführung und Software

Die Stadt Homberg (Ohm) verwendet als ekom21-Kunde das Buchführungspro-

gramm INFOMA newsystem Programmmodul newsystem NKR/NKFsystem. Im 

Einsatz befindet sich die Version 7. Ein Prüfzertifikat der TÜV Informationstech-

nik GmbH vom 12.01.2018 über die Erfüllung der Prüfungsanforderungen aus 

den Katalogen OKKSA FÜ.B V5.02 und DP.HE V7.00 für das Land Hessen liegt 

vor.

Das Programm beinhaltet die Module 

- ekom21 Haushaltsplanung

- Finanzbuchhaltung

- Steuern und Abgaben

- Anlagenbuchhaltung

- Kosten- und Leistungsrechnung.
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Feststellungen zur Buchführung

o Im JA 2014 wurde die Bildung eines Sonderpostens (SOPO) für den Gebüh-

renausgleich in Höhe von insgesamt 52.288,00 € in der Ergebnisrechnung als 

SOLL-Buchung auf den Ertragskonten 5110001 bzw. 5110002 abgebildet. 

Dieser Ausweis ist nicht korrekt. Lt. KVKR ist hierfür das Aufwandskonto „697 

– Einstellungen in sonstige Sonderposten“ zu verwenden. Darüber hinaus wä-

re in der Ergebnisrechnung der in den SOPO eingestellte Betrag unter der Po-

sition "13 - Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen" als "davon"-

Vermerk separat auszuweisen gewesen.

o Beim Abgleich der Forderungen zum 31.12.2014 wurde zum einen eine Diffe-

renz in Höhe von -14.869,64 € festgestellt zwischen der Gesamtsumme der 

Forderungen lt. Fibu (2.887.946,64 €) und der Gesamtsumme der Forderun-

gen aus reinen Sachkontenbuchungen und Offenen Posten (2.902.816,28 €). 

Eine weitere Differenz in Höhe von -14.413,63 € war zwischen der Gesamt-

OP-Liste "Debitor" (Summe = 769.640,97 €) und der Auswertung der einzel-

nen Offenen Posten nach Sachkonten (Summe = 784.054,60 €) festzustellen. 

Ein Großteil dieser beiden Differenzen ist lt. Erläuterung der Stadt Homberg 

(Ohm) durch die Überzahlungen (14.413,63 € zum 31.12.2014) bedingt; diese 

würden in den unterschiedlichen Systemauswertungen, die seitens der Stadt 

Homberg für den Abgleich der Forderungen zugrunde gelegt wurden, unter-

schiedlich berücksichtigt bzw. angezeigt. Seitens der Stadt Homberg (Ohm) ist 

eine vollständige Klärung der aufgetretenen Differenzen vorzunehmen.

o Im Jahr 2014 wurden - wie auch bereits im JA 2011, JA 2012 und JA 2013 -

wieder „Einzelwertberichtigungen“ (hier: Sachkonten 2390100 und 2491000) 

ausgewiesen, wobei seitens der Stadt Homberg (Ohm) im Rahmen von Nie-

derschlagungen eigentlich die Ausbuchung / Abschreibung der Forderungen 

beabsichtigt war (vgl. hierzu Ausführungen unter „IKS“).
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 IKS

Hinsichtlich des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems haben wir 

folgende Feststellungen getroffen:

o Im Zeitraum 01.09.2010 bis 31.08.2016 wurden seitens der Stadt Homberg 

(Ohm) mit derselben Einzelperson (im folgenden "freier Mitarbeiter" genannt) 

in den Jahren 2010 bis 2015 insgesamt sechs sogenannte "Freie-Mitarbeiter-

Verträge" hintereinander abgeschlossen mit einer Laufzeit von jeweils 12 Mo-

naten. Der Vertragsgegenstand ist unter §1 des jeweiligen Vertrags geregelt 

und umfasst die Mitwirkung des freien Mitarbeiters an der Erarbeitung folgen-

der Aufträge für die Stadt:

1. Erstellung eines Bebauungsplanes für das Gewerbegebiet Nieder-

Ofleiden (Vertragsgegenstand in den Verträgen 2010 bis 2015)

2. Beratung bei Einzelhandelskonzept und Standortsuche                         

(Verträge 2010 bis 2015)

3. Erarbeitung eines Bebauungsplanes Büßfeld (Verträge 2010 bis 2014)

4. Erarbeitung eines Bebauungsplanes Appenrod (Verträge 2010 bis 2014)

5. Erarbeitung eines Gewerbegebietes Homberg (Verträge 2010 bis 2015)

6. Stellungnahme zu überörtlicher Planung (Verträge 2014 u. 2015)

7. Betreuung des Bebauungsplanes der Marburger Straße (Verträge 2014 u. 

2015)

In § 7 des jeweiligen Vertrags ist das Eigentum an erstellten Unterlagen gere-

gelt. Danach gehen "Zeichnungen, Beschreibungen, Berechnungen usw., die 

[der freie Mitarbeiter] zu erstellen hat, [...] mit der Entstehung in das Eigentum 

der Stadt Homberg (Ohm) über. Nach Erbringen der Leistung ist [der freie Mit-

arbeiter] verpflichtet, die Unterlagen unverzüglich der Stadt Homberg (Ohm) 

zu übergeben."

Insgesamt wurden seitens der Stadt Homberg (Ohm) in dem Vertragszeitraum 

2010 bis 2016 insgesamt 236.396,95 € für Honorar und Fahrtkosten an den 

freien Mitarbeiter gezahlt.

Zu vorgenanntem Sachverhalt trifft das Rechnungsprüfungsamt (RPA) folgen-



_________________________________________________________________________________
17/36

Kreisausschuss des Vogelsbergkreises
- Rechnungsprüfungsamt -

de Feststellungen:

 Durch die Stadt Homberg (Ohm) ist vor Auftragsvergabe an den freien 

Mitarbeiter keine vergaberechtliche Prüfung erfolgt.

 Dem RPA wurden keine begründenden Belege zum Nachweis der Leis-

tungserbringung durch den freien Mitarbeiter für den vorgenannten 6-Jahres-

Zeitraum vorgelegt. Stattdessen wurden dem RPA von Seiten der Bürgermeis-

terin Frau Blum mit Schreiben vom 31.01.2019 die Leistungserbringung lt. 

Verträgen (mit Einschränkung für Vertragsgegenstände, für die sich „keine 

Entwicklung“ ergeben hatte, z.B. Bebauungspläne Büßfeld und Appenrod) und 

weitere, darüberhinausgehende Aufgabenerfüllungen durch den freien Mitar-

beiter bestätigt. 

Wir empfehlen künftig, die Leistungserbringung von Dritten für die Stadt Hom-

berg (Ohm) nachvollziehbar zu dokumentieren.

 Sachlich und rechnerisch richtig gezeichnet hat die dem RPA beispielhaft 

vorliegende Auszahlungsanordnung vom 28.04.2014 über das Honorar an den 

freien Mitarbeiter für Januar 2014 in Höhe von 3.570,00 € eine Beschäftigte 

aus der Personalabteilung; zur Auszahlung angeordnet wurde die Rechnung 

durch den Bürgermeister. Der Auszahlungsanordnung liegt die Rechnung Nr. 

01/2014 des freien Mitarbeiters vom 30.01.2014 zugrunde, in der unter Be-

zugnahme auf den Vertrag vom 02.10.2013 ein Honorar von 2.800,00 € (RPA: 

entspricht der vertraglich maximal möglichen monatlichen Stundenzahl von 

80,0 Stunden zu dem vereinbarten Stundensatz von 35,00 €/Std,) sowie eine 

Fahrkostenpauschale 200,00 € in Rechnung gestellt wird, zuzüglich der 

Mehrwertsteuer. Ein IST-Stundennachweis liegt dem RPA nicht vor. Festzu-

stellen ist, dass bei allen Monatsrechnungen über den Gesamtzeitraum von 

sechs Jahren jeweils die lt. Vertrag maximal möglichen 80,0 Stunden in Rech-

nung gestellt wurden.

Lt. Auskunft der Stadt war zum einen ein IST-Stundennachweis mit dem freien 

Mitarbeiter nicht vereinbart und zum anderen erfolgte die sachliche und rech-

nerische Feststellung durch die Mitarbeiterin in der Personalabteilung auf-

grund der Vertragsregelungen.
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Wir empfehlen künftig die Vereinbarung von IST-Stundennachweisen als 

Grundlage für die Prüfung der Rechnung. Sachgerechter wäre zudem die 

sachliche und rechnerische Prüfung durch die jeweilige Fachabteilung (z.B. 

Bauabteilung), weil dort aufgrund eines fachlichen / inhaltlichen Bezugs zu 

den Arbeitsergebnissen festgestellt werden kann, ob die mit der jeweiligen 

Monatsabrechnung in Rechnung gestellte Stundenzahl plausibel ist.

o In 2014 erfolgten seitens der Stadt Homberg (Ohm) Niederschlagungen von 

städtischen Forderungen in Höhe von 11.289,60 €, die allerdings als Einzel-

wertberichtigungen (EWB) gebucht wurden (in Ergebnisrechnung als Aufwand 

(hier: "Sk 6672 - EWB") und in Vermögensrechnung auf zwei Forderungskor-

rekturkonten (hier: "Sk 2390100 - EWB zu Forderungen aus Steuern und Ab-

gaben", "Sk 2491000 - EWB zu Forderungen aus LuL"). Den Niederschlagun-

gen liegt ein Magistratsbeschluss vom 21.05.2014 zugrunde.

Aus Sicht des Rechnungsprüfungsamts ist bei diesem Sachverhalt allerdings 

nicht eindeutig, ob hier eine befristete oder eine unbefristete Niederschlagung 

erfolgen soll. Die Voraussetzungen für eine befristete bzw. unbefristete Nie-

derschlagung sind in den Hinweisen sowie dem Kommentar zu § 30 GemHVO 

geregelt. In Abhängigkeit davon, ob eine befristete oder unbefristete Nieder-

schlagung vorliegt, erfolgt eine unterschiedliche Buchungsweise: Unbefristet 

niedergeschlagene Forderungen sind in voller Höhe abzuschreiben (auszubu-

chen) ("Sk 6671 - Abschreibungen auf Forderungen wegen Uneinbringlichkeit"  

an  entsprechendes Forderungskonto, z.B. "Sk 2401 - Forderungen aus LuL"

mit Ausbuchung auf dem zugehörigen Personenkonto / Debitor), d.h. es geht 

hierbei um die Frage des ANSATZES der Forderung. Bei befristet niederge-

schlagenen Forderungen sind Wertberichtigungen in der geschätzten Ausfall-

höhe vorzunehmen ("Sk 6672 - EWB"  an  entsprechendes Forderungskorrek-

turkonto, z.B. "Sk 2491 - EWB zu Forderungen aus LuL"), d.h. es geht hierbei 

um eine Frage der BEWERTUNG der Forderung. Lt. GemHVO-Kommentar zu 

§ 30, Rn. 18 ist auch für befristete Forderungen eine Ausbuchung zulässig, 

soweit die Forderung in einem Nebenbuch oder einer Nebenbuchhaltung (z.B. 

Niederschlagsüberwachungsliste) weiter überwacht wird. Das Rechnungsprü-

fungsamt empfiehlt allerdings hiervon Abstand zu nehmen, da die befristet 
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niedergeschlagenen Forderungen in der Finanzbuchhaltung automatisch 

überwacht werden können.

Der Stadt Homberg (Ohm) wird empfohlen, die in § 30 GemHVO geregelten 

Begrifflichkeiten eindeutig anzuwenden, nähere Einzelheiten über Vorausset-

zungen, Zuständigkeiten und Verfahren bei Niederschlagungen, aber auch 

Stundungen und Erlassen von Ansprüchen zu regeln und z.B. in ihrem Bewer-

tungsleitfaden zur Forderungsbewertung zu ergänzen.

Nach unseren Prüfungsfeststellungen gewährleistet der auf Grundlage des Kom-

munalen Verwaltungskontenrahmens (KVKR) erstellte und für den Jahresab-

schluss angewandte Kontenplan eine klare und übersichtliche Ordnung des Bu-

chungsstoffs.

Die Geschäftsvorfälle wurden vollständig, fortlaufend und zeitgerecht erfasst. Die 

Belege wurden ordnungsgemäß angewiesen, ausreichend erläutert und über-

sichtlich abgelegt. Die Zahlen aus der Vorjahresbilanz wurden richtig im Berichts-

jahr vorgetragen. Der Jahresabschluss wurde aus der Buchführung zutreffend 

entwickelt und vom Magistrat aufgestellt.

Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach unse-

ren Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften, den sie ergänzenden Vorschrif-

ten und den sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen. Die aus den weiteren ge-

prüften Unterlagen entnommenen Informationen führen zu einer ordnungsgemä-

ßen Abbildung in Buchführung und Jahresabschluss.
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4.1.2 Jahresabschluss

Der Jahresabschluss zum 31.12.2014 wurde ordnungsgemäß aus der Buchführung 

und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Alle für die Rechnungslegung gel-

tenden gesetzlichen Vorschriften und landesrechtlichen Regelungen wurden beach-

tet.

Die Vermögensrechnung, die Ergebnisrechnung sowie die Finanzrechnung sind den 

gesetzlichen Vorschriften entsprechend gegliedert. Die Vermögensgegenstände und 

die Schulden sowie das Kapital, die Sonderposten und die Rechnungsabgrenzungs-

posten wurden nach den gesetzlichen Bestimmungen sowie den Grundsätzen ord-

nungsmäßiger Buchführung angesetzt und bewertet.

Für erkennbare Risiken wurden Rückstellungen in ausreichendem Maße gebildet.

Der Anhang enthält die gemäß § 50 GemHVO notwendigen Erläuterungen der Ver-

mögens-, der Ergebnis- und der Finanzrechnung, insbesondere die von der Stadt 

angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze, sowie die sonstigen 

Pflichtangaben.

4.1.3 Rechenschaftsbericht

Der Rechenschaftsbericht vermittelt im Wesentlichen eine zutreffende Darstellung 

der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Stadt. Er entspricht nach 

den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen grundsätzlich der gesetzlichen Vor-

schrift des § 51 Abs. 1 GemHVO unter Berücksichtigung des Erlasses über die „Be-

schleunigung der Aufstellung und Prüfung von doppischen Jahresabschlüssen für die 

Haushaltsjahre bis einschließlich 2015“.
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Die Prüfung ergab, dass der Rechenschaftsbericht

 mit dem Jahresabschluss sowie den bei der Prüfung gewonnenen Er-

kenntnissen in Einklang steht;

 insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt vermittelt;

 alle weiteren nach § 51 GemHVO erforderlichen Angaben und Erläute-

rungen enthält.

Dem Rechnungsprüfungsamt sind keine weiteren nach Schluss des Haushaltsjahres 

eingetretenen Vorgänge von besonderer Bedeutung bekannt, über die zu berichten 

ist.

4.1.4 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft

Im Rahmen der Berichterstattung über die Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirt-

schaft ist eine Feststellung zu treffen, ob diese insgesamt den geltenden gesetzli-

chen Vorschriften entsprochen hat. Dabei ist insbesondere darauf einzugehen, ob 

dem Haushaltsgrundsatz der Wirtschaftlichkeit entsprochen wurde und ob die haus-

haltswirtschaftliche Lage geeignet ist, eine nachhaltige, d. h. stetige Aufgabenerledi-

gung sicherzustellen.

Durch die Prüfung war sicherzustellen, dass auch die haushaltsrechtlichen Vorschrif-

ten, die sich nicht explizit auf den Jahresabschluss beziehen, beachtet wurden. Hier-

zu zählen insbesondere Vorschriften zu den allgemeinen Haushaltsgrundsätzen, 

dem Haushaltssicherungskonzept, den Grundsätzen der Einnahmebeschaffung, der 

Haushaltssatzung und dem Haushaltsplan. Darüber hinaus sind ortsrechtliche Be-

stimmungen zu beachten.
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4.1.4.1 Haushaltssatzung, Haushaltsplan

Nach § 95 HGO bildet der Haushaltsplan die Grundlage für die Haushaltswirtschaft 

der Stadt. Er ist nach Maßgabe dieses Gesetzes und der hierzu erlassenen Vor-

schriften für die Haushaltsführung verbindlich.

Gemäß der am 20.02.2014 von der Stadtverordnetenversammlung beschlossenen 

Haushaltssatzung wurden für das Haushaltsjahr 2014 nachfolgende Festsetzungen 

getroffen. Eine Nachtragshaushaltssatzung für das Jahr 2014 wurde nicht erlassen.
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im ordentlichen Ergebnis
Gesamtbetrag der Erträge 14.337.137,00 €

gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €
14.337.137,00 €

Gesamtbetrag der Aufwendungen 14.566.824,00 €

gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €
14.566.824,00 €

im außerordentlichen Ergebnis
Gesamtbetrag der Erträge 92.734,00 €

gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €
92.734,00 €

Gesamtbetrag der Aufwendungen 30,00 €

gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €
30,00 €

Fehlbedarf 136.983,00 €

aus laufender Verwaltungstätigkeit

der Saldo der Einzahlungen und Auszahlungen 840.239,00 €
gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €

840.239,00 €

aus Investitionstätigkeit
Gesamtbetrag der Einzahlungen  1.634.912,00 €
gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €

1.634.912,00 €

Gesamtbetrag der Auszahlungen 3.547.982,00 €
gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €

3.547.982,00 €

aus Finanzierungstätigkeit
Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 1.913.070,00 €
gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €

1.913.070,00 €

Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 665.035,00 €
gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €

665.035,00 €

Zahlungsmittelüberschuss 175.204,00 €

im Ergebnishaushalt

im Finanzhaushalt 
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Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 1.913.070,00 €

gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €

1.913.070,00 €

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 0,00 €

Der Höchstbetrag der Kassenkredite wurde festgesetzt auf 2.500.000,00 €

a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) 330 v.H.

b) für Grundstücke (Grundsteuer B) 330 v.H.

Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag 380 v.H.

Kreditermächtigungen

Verpflichtungsermächtigungen

Höchstbetrag der Kassenkredite

Grundsteuer

Gewerbesteuer

4.1.4.2 Kreditermächtigung / Kreditaufnahmen

Gemäß § 2 der Haushaltssatzung 2014 vom 21.02.2014 wurde der Gesamtbetrag 

der Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen auf 

1.913.070,00 € festgesetzt.

Die Kommunale Finanzaufsicht hat in ihrem Schreiben bzw. ihrer Begleitverfügung 

vom 15.05.2014 zur Genehmigung der Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan und 

den Anlagen der Stadt Homberg (Ohm) für das Jahr 2014 folgende (zitierte) Feststel-

lungen getroffen:

„Der Gesamtbetrag der Investitionskreditaufnahmen beträgt laut § 2 der Haushaltssatzung 1.913.070 €. 
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Dieser Betrag entspricht genau dem Investitionsmittelfehlbedarf. Im Rahmen der Haushaltssatzung 

2014 ist jedoch nur ein Betrag in Höhe von 931.619 € für Investitionskredite genehmigungsfähig. 

Der Differenzbetrag in Höhe von 981.451 € umfasst Investitionsmaßnahmen (lt. übersandter Liste vom 

06.05.2014), die bereits im Haushaltsjahr 2013 veranschlagt wurden, aber in 2013 nicht umgesetzt 

wurden und damit hierfür auch keine Investitionskredite in Anspruch genommen wurden. Die genehmig-

ten Investitionskredite aus dem Haushaltsjahr 2013 berücksichtigen also die in 2013 nicht zur Umset-

zung gekommenen und in 2014 erneut veranschlagten Maßnahmen, so dass durch diese Maßnahmen 

in 2014 erneut ein Kreditbedarf generiert wird. Gemäß § 103 Abs. 3 HGO gilt die Kreditermächtigung 

des Haushaltsjahres 2013 bis zum Ende des Haushaltsjahres 2014 bzw. bis zur Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung 2015, so dass für 2014 nur der genannte Betrag für Investitionskredite genehmi-

gungsfähig ist, da ansonsten eine doppelte Kreditermächtigung für die in 2014 erneut veranschlagten 

Investitionsmaßnahmen erteilt würde.“

Der Gesamtbetrag setzt sich folglich wie nachstehend dargestellt zusammen:

Kreditermächtigung  2014 931.619,00 €

Kreditermächtigung aus Vorjahren 981.451,00 €

Insgesamt 1.913.070,00 €

Die Kreditermächtigung wurde im Jahr 2014 mit einem Betrag von insgesamt

575.000,00 € in Anspruch genommen. 

4.1.4.3 Verpflichtungsermächtigungen

Für das Jahr 2014 wurden keine Verpflichtungsermächtigungen veranschlagt.
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4.1.4.4 Kassenkredit

Nach § 4 der Haushaltssatzung wurde der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im 

Haushaltsjahr 2014 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch genom-

men werden durften, auf 2.500.000,00 € festgesetzt.

Zum 31.12.2014 bestand eine Verbindlichkeit aus Kreditaufnahme zur Liquiditätssi-

cherung in Höhe von 163.332,24 €.

4.1.4.5 Planvergleich

Hinsichtlich des Vergleichs zwischen den Haushaltsansätzen und den tatsächlichen 

Ergebnissen in den einzelnen Teilhaushalten wird auf den Jahresabschluss der Stadt 

Homberg (Ohm) verwiesen, in dem die jeweils vier Teilergebnis- und Teilfinanzrech-

nungen auf Budget-/Fachbereichsebene enthalten sind.

4.1.4.6 Haushaltsüberschreitungen

Soweit nicht anders geregelt, sind nach § 20 Abs. 1 GemHVO die Ansätze der in 

einem Budget veranschlagten zahlungswirksamen Aufwendungen gegenseitig de-

ckungsfähig. Gemäß § 20 Abs. 3 GemHVO gilt dies auch für die veranschlagten 

Auszahlungen für Investitionen.

Ausnahmen hiervon sind gemäß § 20 Abs. 4 GemHVO die Ansätze für Mittel für 

Fraktionen (§ 36a Abs. 4 der Hessischen Gemeindeordnung) und die Ansätze für 

Verfügungsmittel (§ 13); sie dürfen nicht für deckungsfähig erklärt werden.

Die Stadt Homberg (Ohm) hat in ihren dem Haushaltsplan 2014 beigefügten Budge-

tierungsrichtlinien folgende zusätzliche Festlegungen bezüglich der Deckungsfähig-
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keit getroffen:

 Die Personal- und Versorgungsaufwendungen innerhalb des Gesamtergeb-

nishaushaltes sind gegenseitig deckungsfähig, d.h. sie stellen ein separates 

Budget dar.

 In einem Budget dürfen Mehrerträge auch zu Mehraufwendungen führen

(ERGEBNISHAUSHALT).

 Mehreinnahmen im investiven Bereich eines Budgets dürfen auch zu Mehr-

ausgaben im investiven Bereich führen (FINANZHAUSHALT).

Bei der Stadt Homberg (Ohm) gibt es im Haushaltsplan insgesamt vier Teilhaushalte 

(Fachbereiche 10, 20, 30 und 40), die entsprechend der örtlichen Organisationsstruk-

tur festgelegt wurden. Gemäß § 4 Abs. 1 GemHVO, wonach jeder Teilhaushalt eine 

Bewirtschaftungseinheit bildet, existieren demzufolge insgesamt jeweils vier Budgets 

im Ergebnishaushalt und Finanzhaushalt der Stadt Homberg (Ohm). Hinzukommt im 

Ergebnishaushalt noch das oben erwähnte Budget „Personal- und Versorgungsauf-

wendungen“.

Unter Beachtung der vorgenannten Budgetierungsrichtlinien / Deckungsvermerke der 

Stadt Homberg (Ohm) ergaben sich im Haushaltsjahr 2014 im Ergebnishaushalt

Haushaltsüberschreitungen im Teilhaushalt 10 in Höhe von 12.258,85 € und auch im 

separaten Budget „Personal- und Versorgungsaufwendungen“ in Höhe von 

90.478,06 (vgl. Anhang, Kapitel 7 „Über- und außerplanmäßige Ausgaben“). 

Im Finanzhaushalt war im Haushaltsjahr 2014 im Teilhaushalt 20 eine überplanmä-

ßige Auszahlung in Höhe von 5.871,85 € festzustellen (vgl. Anhang, Kapitel 7 „Über-

und außerplanmäßige Ausgaben“).

Gemäß § 100 HGO, Abs. 1, Satz 3 bedürfen erhebliche überplanmäßige und außer-

planmäßige Aufwendungen und Auszahlungen der vorherigen Zustimmung der 

Stadtverordnetenversammlung bzw. sind dieser alsbald (d.h. unterjährig) zur Kennt-

nis zu geben. Eine entsprechende Vorlage hat noch zu erfolgen.
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4.1.4.7 Verfügungsmittel

Gemäß den Hinweisen zu § 13 GemHVO sollten die Verfügungsmittel insgesamt 0,5 

vom Tausend der ordentlichen Erträge der Gesamtergebnisrechnung des letzten

vorliegenden Jahresabschlusses nicht übersteigen.

Der Jahresabschluss zum 31.12.2013 beinhaltete ein Gesamtergebnis der ordentli-

chen Erträge in Höhe von 14.034.945,79 €. Hieraus ergibt sich ein Richtwert für die 

Verfügungsmittel in Höhe von 7.017,47 €. Die Höhe der tatsächlich verausgabten 

Verfügungsmittel (Sk 6860100 und 6860200) im Jahr 2014 betrug 494,84 €; d.h. der 

Richtwert wurde nicht überschritten.

4.1.4.8 Stellenplan

Wie der nachstehenden Aufstellung zur Entwicklung des Stellenplanes zu entneh-

men ist, hat sich die Anzahl der Planstellen 2014 gegenüber dem Vorjahr um 2,0

Stellen erhöht. Zum 30.06.2014 waren 2,2 Planstellen bei den Beschäftigten nicht 

besetzt.

Planstellen
Stellenbesetzung jeweils

zum 30.06.

2013 2014 2013 2014

Beamte 4,0 4,0 4,0 4,0

Beschäftigte 68,3 70,3 63,0 68,10

zusammen 72,3 74,3 67,0 72,10
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4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses

4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss und der Anhang vermitteln unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung insgesamt ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Kommune.

4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Wir verweisen auf die Angaben im Anhang zum Jahresabschluss. Der Anhang bein-

haltet weitestgehend die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden.

Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte wurden wie folgt ausgeübt:

 Das Anlagevermögen wird grundsätzlich zu Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten, vermindert um die planmäßigen Abschreibungen, bewertet. Zinsen für 

Fremdkapital wurden nicht in die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten mit 

einbezogen. Die Abschreibung erfolgt gemäß § 43 GemHVO-Doppik aus-

schließlich linear. Die Abschreibungen wurden unter Berücksichtigung der er-

warteten wirtschaftlichen, technischen und rechtlichen Nutzungsdauern nach 

der allgemeinen Abschreibungstabelle der Stadt Homberg (Ohm) sowie der

hessischen NKRS-Abschreibungstabellen festgelegt.

 Die Abschreibung der im Rahmen der Maßnahmen nach dem Hessischen 

Sonderinvestitionsprogrammgesetz angeschafften oder hergestellten Vermö-

gensgegenstände erfolgt entsprechend der Förderrichtlinien vom 12.03.2010 

(veröffentlicht im Staatsanzeiger vom 19.04.2010) grundsätzlich über einen 

Zeitraum von 30 Jahren.

 Ab dem Jahr 2009 wird für abnutzbare bewegliche und selbständig nutzbare 
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Vermögensgegenstände mit Anschaffungs- oder Herstellungskosten zwischen 

150 € und 1.000 € (netto) – sogenannte Geringwertige Wirtschaftsgüter 

(GWG) - gemäß Hinweis Nr. 5 zu § 41 GemHVO im Jahr der Anschaffung ein 

Sammelposten gebildet, der über insgesamt 5 Jahre abgeschrieben wird.

 Die flüssigen Mittel sind mit dem Nominalwert ausgewiesen.

 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sind zum Nennwert bilan-

ziert.

 Unverzinsliche oder niedrig verzinsliche Forderungen bzw. Ausleihungen wer-

den mit einem Zinssatz von 6% über die Laufzeit abgezinst.

 Die Sonderposten werden mit dem Nominalwert, jedoch maximal mit den An-

schaffungskosten des bezuschussten Anlagegutes, passiviert und über die 

Nutzungsdauer des jeweiligen Investitionsgutes ertragswirksam aufgelöst. All-

gemeine Investitionspauschalen werden generell über einem Zeitraum von 10 

Jahren aufgelöst.

 Rückstellungen werden auf Grund vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

gebildet. Im Bereich der Personalrückstellungen lagen entsprechende Gutach-

ten vor. Für die Bildung der Pensionsrückstellung werden als Rechnungs-

grundlage die Richttafeln 2005G von Prof. Dr. Klaus Heubeck eingesetzt. 

Gemäß § 41 Abs. 5 GemHVO-Doppik wird für die Berechnung des Teilwerts 

der Pensionsrückstellung ein Zinsfuß von 6% und für die Beihilferückstellung 

ein solcher von 5,5 % angesetzt.

 Die Bildung der Rückstellung für Kreis- und Schulumlage erfolgt ab dem Jahr 

2012 lediglich bei ungewöhnlich hohen Steuereinnahmen.

 Die Ermittlung der Beträge für die Altersteilzeitrückstellung erfolgt durch die 

ekom mittels des Personalabrechnungsprogramms LOGA.

 Der Ansatz der Verbindlichkeiten erfolgt zum tatsächlichen Rückzahlungsbe-

trag.

 Die in der Bilanz ausgewiesenen Vermögenswerte für die beiden Stiftungen 

sind den von Wirtschaftsprüfern zum Bilanzstichtag erstellten Vermögens-

übersichten für die Stiftungen entnommen. Lt. Wirtschaftsprüfern sind bei der 
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Erstellung der Vermögensübersichten für die Stiftungen folgende Bewertungs-

richtlinien angewandt worden: Die Bewertung der in Wertpapierdepots enthal-

tenen Aktien und Wertpapiere gemäß § 41 GemHVO erfolgte anhand der his-

torischen Anschaffungskosten. Konnten die historischen Anschaffungskosten 

durch Kaufunterlagen nicht ermittelt werden, erfolgte der Ansatz in Höhe des 

vorgelegten Depotauszuges zum 31. Dezember 2005. Sofern der Kurswert 

zum 31.12. eines Jahres unterhalb der Anschaffungskosten liegt, erfolgt eine 

Abwertung gemäß § 43 Abs. 3 GemHVO lediglich bei einer voraussichtlich 

dauernden Wertminderung. Die Bewertung der liquiden Mittel erfolgte in Höhe 

des Nominalwertes gemäß Kontenbestätigung der jeweiligen Kreditinstitute.

 In 2014 ist der prozentuale Anteil der Stadt Homberg (Ohm) am Stammkapital 

der Vogelsberg Consult GmbH von bisher 0,16% auf nunmehr 0,10% gesun-

ken. Ursache hierfür ist eine Stammkapitalerhöhung im Jahr 2014 in Höhe von 

insgesamt 154.800 € von bisher 250.650 € auf nunmehr 405.450 € bei unver-

änderter Stammeinlage der Stadt Homberg (Ohm) in Höhe von 400,00 €.

 Von der Stadt erhobene Beiträge für städtische Grundstücke (z.B. im JA 2014: 

Vorausleistung Straßenbeiträge in Höhe von insgesamt 43.540,79 € für die 

Grundstücke "Zum Felsenmeer Friedhof" sowie "Bahnhofstr./Karlstraße") wer-

den zu den Grundstücken hinzuaktiviert bei gleichzeitiger ergebniswirksamer 

Auslösung des gebildeten SOPOs über Nutzungsdauer des zugehörigen An-

lagenguts (z.B. Straße). Diese Vorgehensweise ist durch Hinweis Nr. 3, Abs. 2 

zu § 49 GemHVO in seiner derzeitigen Form nach Einschätzung des RPA 

nicht gedeckt, da hier eine echte Zahlung vorausgesetzt wird. Darüber hinaus 

birgt die Methode das Risiko für erforderliche außerplanmäßige Abschreibun-

gen auf diese Grundstücke in künftigen Jahren, da durch die wiederholte Akti-

vierung von Kosten für bereits vorhandene und im Grundstückswert berück-

sichtigte Infrastruktur (z.B. Straße) zu einer Überbewertung des Grundstücks 

führen kann. Seitens der Stadt Homberg (Ohm) ist eine entsprechende Kor-

rektur dieses Sachverhalts - rückwirkend für die Jahre ab 2008 - im JA 2017 

angekündigt worden.
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4.2.3 Änderungen in den Bewertungsgrundlagen

Grundsätzlich sind die gewählten Bewertungsmethoden beizubehalten. Durchbre-

chungen der Ansatz- und Bewertungsstetigkeit sind im Anhang anzugeben, zu be-

gründen und die Auswirkungen zu erläutern. 

Änderungen in den Bewertungsgrundlagen wurden im Prüfungsjahr nicht vorge-

nommen. 

4.2.4 Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen 

mit wesentlichen Auswirkungen auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

festgestellt.
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5 Prüfungsvermerk des Rechnungsprüfungsamtes

Uneingeschränkter Prüfungsvermerk

Nach dem Ergebnis der Prüfung hat das Rechnungsprüfungsamt dem als Anlage zu 

diesem Bericht beigefügten Jahresabschluss sowie dem Rechenschaftsbericht der 

Stadt Homberg (Ohm) zum 31.12.2014 den folgenden uneingeschränkten Prüfungs-

vermerk erteilt:

"Prüfungsvermerk " des Rechnungsprüfungsamtes:

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Vermögens-, Ergebnis- und Fi-

nanzrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den Re-

chenschaftsbericht für das Haushaltsjahr 2014 geprüft. Die Buchführung und die 

Aufstellung von Jahresabschluss und Rechenschaftsbericht nach den gemeindewirt-

schaftlichen Vorschriften liegen in der Verantwortung des Magistrats. Unsere Aufga-

be ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 

über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Re-

chenschaftsbericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 128 HGO vorgenommen. Die Prü-

fung ist so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich 

auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Rechenschaftsbericht vermittelten 

Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-

chender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 

werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 

rechtliche Umfeld der Stadt sowie die Erwartungen möglicher Fehler berücksichtigt. 

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen 

internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres-

abschluss und Rechenschaftsbericht überwiegend auf der Basis von Stichproben 
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beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrund-

sätze und der wesentlichen Einschätzungen des Magistrats sowie die Würdigung der 

Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Rechenschaftsberichts. Wir sind 

der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 

Beurteilung bildet.

Die Stadt Homberg (Ohm) hat für den Jahresabschluss 2014 folgende Erleichterun-

gen gemäß Erlass des HMdIuS vom 29. Juni 2016 über die „Beschleunigung der 

Aufstellung und Prüfung von doppischen Jahresabschlüssen für die Haushaltsjahre 

bis einschließlich 2015“ angewendet:

o Nr. 3 des Erlasses: Wertberichtigungen sowie fehlerhafte Zuordnungen 

von Forderungen und Verbindlichkeiten. Praktische Umsetzung: Pau-

schalwertberichtigungen der EB 2008 sind unverändert im JA 2014 stehen 

geblieben. 

o Im JA 2014 erfolgte keine Umgliederung von kreditorischen Debitoren bzw. 

debitorischen Kreditoren.

o Nr. 4 des Erlasses (Inventar): Demnach muss eine Inventur, die zur Feststel-

lung der tatsächlich vorhandenen Vermögengegenstände erforderlich ist, erst 

wieder ab dem JA 2017 durchgeführt werden. Praktische Umsetzung: Im JA 

2014 wurde keine Veränderung auf Vorräte gebucht, d.h. Ausweis der Vorräte 

(Bilanzposition 2.1., hier: Heizöl) erfolgt mit demselben Wert wie in EB. Die 

Anwendung der vorgenannten Erleichterung ist im Anhang explizit erläutert.

o Nr. 6.1 des Erlasses: weil nur noch die direkte Finanzrechnung im JA 2014

der Stadt Homberg (Ohm) enthalten ist.

o Nr. 6.5 des Erlasses: In den Teilergebnisrechnungen kann die Darstellung 

der Kosten und Erlöse aus internen Leistungsverrechnungen (ILV) bis zur 

Aufstellung des JA 2017 unterbleiben. Praktische Umsetzung: Keine IST-

Werte für ILV in Teilergebnissen.
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o Nr. 6.6 des Erlasses: Der Rechenschaftsbericht kann auf die Darstellung der

wesentlichen Geschäftsvorfälle und Entwicklungen begrenzt werden. Die An-

Wendung der vorgenannten Erleichterung ist im Anhang explizit erläutert.

o Nr. 6. 7 des Erlasses: Die Stadt Homberg macht von der Möglichkeit Ge-

brauch, berichtspflichtige Angaben im Anhang komprimiert darzustellen und

weist darauf zu Beginn des Anhangs hin.

Unsere Prüfung hat, unter Berücksichtigung des Erlasses über die "Beschleunigung

der Aufstellung und Prüfung von doppischen Jahresabschlüssen für die Haushalts-

jähre bis einschließlich 2015" vom 29. Juni 2016 im Rahmen der hieraus resultieren-

den Mindeststandards zur Prüfung rückständiger Jahresabschlüsse, zu keinen Ein-

Wendungen geführt.

"Insofern entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den er-

gänzenden Bestimmungen der kommunalen Satzungen und vermittelt unter Beach-

tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-

nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Stadt. Der

Rechenschaftsbericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge-

samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt und stellt die Chancen und Risiken

der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar."

Lauterbach, den 22. 02. 2019 /<5"t'B^
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6 Anlagen zum Prüfungsbericht

 Vermögensrechnung

 Gesamtergebnisrechnung

 Gesamtfinanzrechnung

 Teilergebnisrechnungen

 Teilfinanzrechnungen

 Anhang (inklusive Anlagen)

 Rechenschaftsbericht
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D r u c k s a c h e   N r.   155 
 

zur 25. Sitzung der 18.  Sitzungsperiode am 10.04.2019 
zu Punkt 13 der Tagesordnung: 

 
 
 
Bericht über den Stand des Haushaltsvollzugs nach § 28 GemHVO für den Be-
richtszeitraum 01.01.2018 bis 31.12.2018 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Antragsteller ist der Magistrat. 
 
Nach § 28 GemHVO ist die Stadtverordnetenversammlung mehrmals jährlich über 
den Stand des Haushaltsvollzugs zu unterrichten. 
 
Der Magistrat hat den Bericht über den Stand des Haushaltsvollzugs nach 
§ 28 GemHVO für den Berichtszeitraum 01.01.2018 bis 31.12.2018 in seiner Sitzung 
am 12.03.2019 zur Kenntnis genommen und legt ihn der Stadtverordnetenversamm-
lung vor.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung nimmt den Bericht über den Stand des Haus-
haltsvollzugs nach § 28 GemHVO für den Berichtszeitraum 01.01.2018 bis 
31.12.2018 zur Kenntnis. 
 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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1. Vorbemerkungen 
 
 
Nach § 28 GemHVO (Gemeindehaushaltsverordnung) ist die Stadtverordneten-
versammlung mehrmals jährlich über den Stand des Haushaltsvollzugs zu 
unterrichten. Die sich aus dem Finanzstatusbericht ergebende Bewertung der 
Gemeinde ist in die Berichtspflicht einzubeziehen. 
 
Regelmäßige Berichte über den Ablauf der Haushaltswirtschaft im Berichtszeitraum 
sind für die Steuerung und Kontrolle des Haushaltsvollzugs durch die 
Gemeindevertretung unverzichtbar. 
 
Der vorliegende Bericht Jahr 2018 berücksichtigt alle Buchungen vom 01.01. bis 
31.12.2018 (Stand 25.02.2019). 
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2. Stand der Ergebnisrechnung 
 

Ergebnishaushalt 
vorl. Ergebnis 

 2017 
vorl. Ergebnis 

 2018 
Ansatz 2018 

(01.01.-31.12.18) 
Vergleich 

Ansatz/Ergebnis 2018 

1 Privatrechtliche Leistungsentgelte -357.276,65 -325.190,62 -278.288,00 -46.902,62 

2 Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte -2.919.006,88 -2.919.717,26 -2.897.175,00 -22.542,26 

3 Kostenersatzleistungen und -erstattungen -80.517,04 -111.602,59 -47.935,00 -63.667,59 

4 Bestandsveränderungen und aktivierte 
Eigenleistungen 

4.847,85 0,00 0,00 0,00 

5 Steuern, steuerähnliche Erträge einschl. 
Erträge aus gesetzl. Umlageverpflichtungen -7.898.239,72 -8.758.743,97 -8.797.062,00 38.318,03 

6 Erträge aus Transferleistungen -253.300,75 -260.496,01 -260.279,00 -217,01 

7 Erträge aus Zuweisungen und Zuschüssen 
für lfd. Zwecke und allgemeine Umlagen -2.660.262,34 -2.186.509,16 -2.207.217,00 20.707,84 

8 Erträge aus der Auflösung von 
Sonderposten aus Investitionszuwendungen, 
-zuschüssen und -beiträgen 

-763.195,32 -774.728,91 -748.756,00 -25.972,91 

9 Sonstige ordentliche Erträge -286.787,89 -277.948,69 -243.520,00 -34.428,69 

10 Summe der ordentlichen Erträge -15.213.738,74 -15.614.937,21 -15.480.232,00 -134.705,21 

11 Personalaufwendungen 4.116.071,32 4.261.425,83 4.254.592,00 6.833,83 

12 Versorgungsaufwendungen 471.984,66 478.154,71 463.150,00 15.004,71 

13 Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen 3.064.490,53 3.244.227,51 3.293.264,00 -49.036,49 

14 Abschreibungen 1.847.087,18 1.781.377,70 1.859.592,00 -78.214,30 

15 Aufwendungen für Zuweisungen und 
Zuschüsse, besondere Finanzaufwendungen 645.135,20 747.542,07 718.532,00 29.010,07 

16 Steueraufwendungen einschl. 
Aufwendungen aus gesetzlichen 
Umlageverpflichtungen 5.433.776,74 6.245.426,62 6.233.821,00 11.605,62 

17 Transferaufwendungen 0,00 0,00 0,00 0,00 

18 Sonstige ordentliche Aufwendungen 16.199,54 16.180,76 16.810,00 -629,24 

19 Summe der ordentlichen 
Aufwendungen 

15.594.745,17 16.774.335,20 16.839.761,00 -65.425,80 

20 Verwaltungsergebnis 381.006,43 1.159.397,99 1.359.529,00 -200.131,01 

21 Finanzerträge 625,44 -28.579,73 -15.766,00 -12.813,73 

22 Zinsen und andere Finanzaufwendungen 181.831,21 171.415,02 212.022,00 -40.606,98 

23 Finanzergebnis 182.456,65 142.835,29 196.256,00 -53.420,71 

24 Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge -15.213.113,3 -15.643.516,94 -15.495.998,00 -147.518,94 

25 Gesamtbetrag der ordentlichen 
Aufwendungen 

15.776.576,38 16.945.750,22 17.051.783,00 -106.032,78 

26 Ordentliches Ergebnis -563.463,08 1.302.233,28 1.555.785,00 -253.551,72 

27 Außerordentliche Erträge -128.246,83 -419.689,83 -15 -419.674,83 

28 Außerordentliche Aufwendungen 119.166,87 32,63 20,00 12,63 

29 Außerordentliches Ergebnis -9.079,96 -419.657,20 5,00 -419.662,20 

30 Jahresergebnis  554.383,12 882.576,08 1.555.790 -673.213,92 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

5 
 

3. Stand der Ergebnisrechnung – produktbezogen 
 

Produkt Beschreibung 
vorl. Ergebnis 

2017 
vorl. Ergebnis 

2018 
Haushalts-
ansatz 2018 

Vergleich 
Ansatz/Ergebnis 

2018 

 Gemeindeorgane     

11101 Erträge -11.983,11 -12.632,58 -11.276,00 1.356,58 

 Aufwendungen 250.313,44 221.744,65 249.064,00 27.319,35 

 Saldo 238.330,33 209.112,07 237.788,00 28.675,93 

 Zentrale Organisations- und 
Verwaltungsdienstleistungen 

    

11102 Erträge -128,01 -197,20 -50,00 147,20 

 Aufwendungen 113.241,86 145.582,47 162.820,00 17.237,53 

 Saldo 113.113,85 145.385,27 162.770,00 17.384,73 

 Personalwesen     

11103 Erträge -6.157,89 -350,00 0,00 350,00 

 Aufwendungen 122.771,64 113.009,02 102.781,00 -10.228,02 

 Saldo 116.613,75 112.659,02 102.781,00 -9.878,02 

 Finanzmanagement     

11104 Erträge -24.367,73 -11.936,64 -2.204,00 9.732,64 

 Aufwendungen 219.678,65 207.708,25 231.867,00 24.158,75 

 Saldo 195.310,92 195.771,61 229.663,00 33.891,39 

 Stadtkasse     

11105 Erträge -15.898,04 -17.182,31 -10.465,00 6.717,31 

 Aufwendungen 91.513,23 83.144,57 95.598,00 12.453,43 

 Saldo 75.615,19 65.962,26 85.133,00 19.170,74 

 Steuern und sonstige 
Abgaben 

    

11106 Erträge 23.487,00 -7.582,00 -500,00 7.082,00 

 Aufwendungen 81.765,32 79.792,83 82.168,00 2.375,17 

 Saldo 105.252,32 72.210,83 81.668,00 9.457,17 

 EDV/IT     

11107 Erträge 0,00 0,00 0,00 0,00 

 Aufwendungen 62.034,98 44.514,66 64.824,00 20.309,34 

 Saldo 62.034,98 44.514,66 64.824,00 20.309,34 

 Liegenschaftsverwaltung u. 
Gebäudemanagement 

    

11108 Erträge -255.204,79 -336.507,52 -216.009,00 120.498,52 

 Aufwendungen 1.302.838,48 686.362,20 1.017.812,00 331.449,80 

 Saldo 1.047.633,69 349.854,68 801.803,00 451.948,32 

 Statistik und Wahlen     

12101 Erträge -2.591,25 0,00 -4.000,00 -4.000,00 

 Aufwendungen 27.228,68 24.301,60 26.065,00 1.763,40 

 Saldo 24.637,43 24.301,60 22.065,00 -2.236,60 
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Produkt Beschreibung 
vorl. Ergebnis 

2017 
vorl. Ergebnis 

2018 
Haushalts-
ansatz 2018 

Vergleich 
Ansatz/Ergebnis 

2018 

 Maßnahmen der allg. 
Sicherheit und Ordnung 

    

12201 Erträge -13.025,83 -12.680,79 -8.200,00 4.480,79 

 Aufwendungen 63.666,83 55.141,17 60.574,00 5.432,83 

 Saldo 50.641,00 42.460,38 52.374,00 9.913,62 

 Gewerbeangelegenheiten     

12202 Erträge -7.303,18 -5.530,82 -5.000,00 530,82 

 Aufwendungen 28.118,25 25.040,82 28.340,00 3.299,18 

 Saldo 20.815,07 19.510,00 23.340,00 3.830,00 

 Melde-, Pass- und 
Ausweisangelegenheiten 

    

12203 Erträge -35.339,40 -44.486,70 -29.500,00 14.986,70 

 Aufwendungen 111.367,77 117.690,54 111.799,00 -5.891,54 

 Saldo 76.028,37 73.203,84 82.299,00 9.095,16 

 Personenstandswesen     

12204 Erträge -9.320,50 -9.894,78 -5.500,00 4.394,78 

 Aufwendungen 42.902,68 44.582,02 42.468,00 -2.114,02 

 Saldo 33.582,18 34.687,24 36.968,00 2.280,76 

 Kfz-Zulassung     

12205 Erträge -99.599,90 -96.872,90 -93.000,00 3.872,90 

 Aufwendungen 85.530,10 90.944,72 87.981,00 -2.963,72 

 Saldo -14.069,80 -5.928,18 -5.019,00 909,18 

 Brandschutz     

12601 Erträge -57.280,11 -14.606,17 -29.966,00 -15.359,83 

 Aufwendungen 265.428,51 215.435,38 273.907,00 58.471,62 

 Saldo 208.148,40 200.829,21 243.941,00 43.111,79 

 Museen und Ausstellungen     

25201 Erträge -5.010,56 -2.114,56 -2.010,00 104,56 

 Aufwendungen 2.294,50 1.942,79 2.335,00 392,21 

 Saldo -2.716,06 -171,77 325,00 496,77 

 Büchereien     

27201 Erträge -6.200,00 -6.200,00 -6.200,00 0,00 

 Aufwendungen 36.897,28 38.060,60 37.705,00 -355,60 

 Saldo 30.697,28 31.860,60 31.505,00 -355,60 

 Kultur     

28101 Erträge -44.633,65 -15.763,34 -3.150,00 12.613,34 

 Aufwendungen 65.519,38 41.001,25 39.415,00 -1.586,25 

 Saldo 20.885,73 25.237,91 36.265,00 11.027,09 

 Soziale Einrichtungen     

31501 Erträge -5.214,24 -3.738,31 -565,00 3.173,31 

 Aufwendungen 52.019,39 48.493,43 50.821,00 2.327,57 

 Saldo 46.805,15 44.755,12 50.256,00 5.500,88 
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Produkt Beschreibung 
vorl. Ergebnis 

2017 
vorl. Ergebnis 

2018 
Haushalts-
ansatz 2018 

Vergleich 
Ansatz/Ergebnis 

2018 

 Allgemeine soziale Hilfen und 
Leistungen 

    

35101 Erträge 0,00 0,00 0,00 0,00 

 Aufwendungen 0,00 0,00 0,00 0,00 

 Saldo 0,00 0,00 0,00 0,00 

 Jugendarbeit     

36201 Erträge -3.346,50 -2.492,50 -3.000,00 -507,50 

 Aufwendungen 28.022,81 12.901,05 26.685,00 13.783,95 

 Saldo 24.676,31 10.408,55 23.685,00 13.276,45 

 Tageseinrichtungen für Kinder     

36501 Erträge -643.999,92 -754.398,89 -817.787,00 -63.388,11 

 Aufwendungen 2.013.369,97 2.238.177,06 2.284.543,00 46.365,94 

 Saldo 1.369.370,05 1.483.778,17 1.466.756,00 -17.022,17 

 Einrichtungen der 
Jugendarbeit 

    

36601 Erträge -3.626,72 -2.351,63 -2.380,00 -28,37 

 Aufwendungen 54.551,01 36.469,97 49.308,00 12.838,03 

 Saldo 50.924,29 34.118,34 46.928,00 12.809,66 

 sonstige Einrichtungen der 
Familienhilfe 

    

36701 Erträge -40.790,26 -63.184,83 -35.722,00 27.462,83 

 Aufwendungen 69.706,53 84.300,52 71.396,00 -12.904,52 

 Saldo 28.916,27 21.115,69 35.674,00 14.558,31 

 Förderung des Sports     

42101 Erträge -142,00 -470,24 -142,00 328,24 

 Aufwendungen 12.158,37 7.142,84 11.676,00 4.533,16 

 Saldo 12.016,37 6.672,60 11.534,00 4.861,40 

 Freibad     

42401 Erträge -46.372,19 -72.927,93 -50.196,00 22.731,93 

 Aufwendungen 302.237,36 194.788,11 303.210,00 108.421,89 

 Saldo 255.865,17 121.860,18 253.014,00 131.153,82 

 Sporthallen und Sportplätze     

42402 Erträge -7.416,16 -3.106,66 -6.915,00 -3.808,34 

 Aufwendungen 81.678,89 70.464,73 83.043,00 12.578,27 

 Saldo 74.262,73 67.358,07 76.128,00 8.769,93 

 Räumliche u. städtebauliche 
Planung u. Entwicklung 

    

51101 Erträge -74.781,75 -5.742,06 -69.006,00 -63.263,94 

 Aufwendungen 168.949,70 74.550,83 193.808,00 119.257,17 

 Saldo 94.167,95 68.808,77 124.802,00 55.993,23 

 Bau- und 
Grundstücksordnung 

    

52101 Erträge -40,15 -76,25 -50,00 26,25 

 Aufwendungen 28.499,77 24.332,68 28.408,00 4.075,32 

 Saldo 28.459,62 24.256,43 28.358,00 4.101,57 
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Produkt Beschreibung 
vorl. Ergebnis 

2017 
vorl. Ergebnis 

2018 
Haushalts-
ansatz 2018 

Vergleich 
Ansatz/Ergebnis 

2018 

 Wohnbaufürsorge u. -
förderung 

    

52201 Erträge -1.458,80 -1.442,45 -143,00 1.299,45 

 Aufwendungen 2.583,57 2.670,52 2.648,00 -22,52 

 Saldo 1.124,77 1.228,07 2.505,00 1.276,93 

 Wasserversorgung     

53301 Erträge -834.762,28 -822.227,13 -831.664,00 -9.436,87 

 Aufwendungen 629.480,45 461.022,78 629.982,00 168.959,22 

 Saldo -205.281,83 -361.204,35 -201.682,00 159.522,35 

 Abfallwirtschaft     

53701 Erträge -46.576,23 -50.594,12 -46.825,00 3.769,12 

 Aufwendungen 3.501,84 2.409,96 7.900,00 5.490,04 

 Saldo -43.074,39 -48.184,16 -38.925,00 9.259,16 

 Abwasserbeseitigung     

53801 Erträge -1.809.652,21 -1.601.120,75 -1.804.818,00 -203.697,25 

 Aufwendungen 1.312.170,24 1.291.997,80 1.583.651,00 291.653,20 

 Saldo -497.481,97 -309.122,95 -221.167,00 87.955,95 

 Gemeindestraßen     

54101 Erträge -285.898,38 -9.985,88 -190.128,00 -180.142,12 

 Aufwendungen 890.510,61 444.759,69 972.355,00 527.595,31 

 Saldo 604.612,23 434.773,81 782.227,00 347.453,19 

 Straßenreinigung     

54501 Erträge -5.607,00 0,00 -5.608,00 -5.608,00 

 Aufwendungen 43.342,10 25.200,95 55.966,00 30.765,05 

 Saldo 37.735,10 25.200,95 50.358,00 25.157,05 

 Städtische Parkeinrichtungen     

54601 Erträge -4.340,00 0,00 -4.341,00 -4.341,00 

 Aufwendungen 19.238,13 2.576,14 19.947,00 17.370,86 

 Saldo 14.898,13 2.576,14 15.606,00 13.029,86 

 Öffentliche Grünanlagen     

55101 Erträge -14.982,30 -16.328,34 -13.098,00 3.230,34 

 Aufwendungen 153.207,34 106.905,48 149.406,00 42.500,52 

 Saldo 138.225,04 90.577,14 136.308,00 45.730,86 

 Öffentliche Gewässer / 
Wasserbauliche Anlagen 

    

55201 Erträge -20.477,00 -2.600,00 -7.196,00 -4.596,00 

 Aufwendungen 21.722,95 23.765,38 21.266,00 -2.499,38 

 Saldo 1.245,95 21.165,38 14.070,00 -7.095,38 

 Friedhofs- und 
Bestattungswesen 

    

55301 Erträge -79.958,39 -81.094,20 -65.296,00 15.798,20 

 Aufwendungen 173.519,48 140.607,86 133.049,00 -7.558,86 

 Saldo 93.561,09 59.513,66 67.753,00 8.239,34 
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Produkt Beschreibung 
vorl. Ergebnis 

2017 
vorl. Ergebnis 

2018 
Haushalts-
ansatz 2018 

Vergleich 
Ansatz/Ergebnis 

2018 

 Förderung der Landwirtschaft     

55501 Erträge -24.677,00 -12.601,00 -20.163,00 -7.562,00 

 Aufwendungen 122.262,95 89.139,78 124.036,00 34.896,22 

 Saldo 97.585,95 76.538,78 103.873,00 27.334,22 

 Förderung der Forstwirtschaft     

55502 Erträge -67.549,53 -39.754,11 -52.250,00 -12.495,89 

 Aufwendungen 62.047,37 34.899,54 55.025,00 20.125,46 

 Saldo -5.502,16 -4.854,57 2.775,00 7.629,57 

 Wirtschaftsförderung und 
Stadtmarketing 

    

57101 Erträge -9.232,00 -169.648,33 0,00 169.648,33 

 Aufwendungen 24.394,76 26.691,88 41.800,00 15.108,12 

 Saldo 15.162,76 -142.956,45 41.800,00 184.756,45 

 Bereitstellung von 
öffentlichen Einrichtungen 

    

57301 Erträge -29.494,93 -32.956,25 -23.727,00 9.229,25 

 Aufwendungen 18.080,52 11.341,73 12.104,00 762,27 

 Saldo -11.414,41 -21.614,52 -11.623,00 9.991,52 

 Durchführung und Förderung 
von Märkten 

    

57302 Erträge -11.597,88 -10.851,00 -11.578,00 -727,00 

 Aufwendungen 15.915,21 16.400,78 17.721,00 1.320,22 

 Saldo 4.317,33 5.549,78 6.143,00 593,22 

 Leistungen des Bauhofs     

57303 Erträge -26.197,71 -10.190,99 -6.950,00 3.240,99 

 Aufwendungen 831.703,07 830.602,40 814.085,00 -16.517,40 

 Saldo 805.505,36 820.411,41 807.135,00 -13.276,41 

 Tourismus     

57501 Erträge -2.371,00 -5.773,20 -500,00 5.273,20 

 Aufwendungen 39.005,85 43.420,53 41.229,00 -2.191,53 

 Saldo 36.634,85 37.647,33 40.729,00 3.081,67 

 Steuern, allgem. 
Zuweisungen, allgemeine 
Umlage 

    

61101 Erträge -10.640.286,04 -10.908.871,66 -10.993.128,00 -84.256,34 

 Aufwendungen 5.433.729,04 6.231.202,64 6.215.821,00 -15.381,64 

 Saldo -5.206.557,00 -4.677.669,02 -4.777.307,00 -99.637,98 

 Sonstige allgemeine 
Finanzwirtschaft 

    

61201 Erträge -29.954,61 -9.410,84 -5.807,00 3.603,84 

 Aufwendungen 315.022,39 356.322,36 333.291,00 -23.031,36 

 Saldo 285.067,78 346.911,52 327.484,00 -19.427,52 

      

      

      



 

10 
 

      

Produkt Beschreibung 
vorl. Ergebnis 

2017 
vorl. Ergebnis 

2018 
Haushalts-
ansatz 2018 

Vergleich 
Ansatz/Ergebnis 

2018 

 Abwicklung der Vorjahre     

61301 Erträge 0,00 0,00 0,00 0,00 

 Aufwendungen 0,00 0,00 100,00 100,00 

 Saldo 0,00 0,00 100,00 100,00 

      

 Summe Erträge -15.341.360,13 -15.288.477,86 -15.496.013,00 -207.535,14 

 Summe Aufwendungen 15.895.743,25 15.169.558,96 17.051.803,00 1.882.244,04 

 Saldo 554.383,12 -118.918,90 1.555.790,00 1.674.708,90 

 
 

  
 

    

 
 
 

Beim Produkt 61101 – Steuern, allgemeine Zuweisungen und allgemeine Umlagen 
stellt sich die Entwicklung folgendermaßen dar: 
 

 
vorl. Ergebnis 2017 

 
vorl. Ergebnis   

2018 

 
Haushalts-
ansatz 2018 

 

 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 

 
-3.742.928,43 

 
-3.829.268,43 

 
-3.860.725,00 

Ausgleichsleistungen 
Familienleistungsgesetz 

 
-253.300,75 

 
-260.496,01 

 
-260.279,00 

 
Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 

 
-485.268,71 

 
-637.178,93 

 
-665.337,00 

Grundsteuer A -114.921,25 -110.399,88 -115.000,00 

Grundsteuer B -982.224,14 -981.399,44 -1.025.000,00 

Gewerbesteuer -2.480.533,10 -3.109.201,37 -3.050.000,00 

Gewerbesteuerumlage 415.292,21 533.422,32 518.500,00 

Spielapparatesteuer -59.074,09 -56.852,95 -48.000,00 

Hundesteuer -33.290,00 -34.442,97 -33.000,00 

Schlüsselzuweisungen -2.225.537,00 -1.664.773,00 -1.664.662,00 

Kreisumlage  3.134.024,00 3.588.335,00 3.588.298,00 

Schulumlage 1.820.683,00 2.109.045,00 2.109.023,00 

Zinsdienstumlage § 40b FAG 16.249,00 15.531,00 16.000,00 

 

 
Im Jahr 2018 konnte an Gewerbesteuererträgen ein Betrag in Höhe von rund 
3.109.000 € erzielt werden, gegenüber dem Planansatz ein Plus in Höhe von rund 
59.000 €. Beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer wurde der Planansatz um 
rund 31.500 € unterschritten, es wurde ein Ertrag in Höhe von rund 3.829.000 € 
verbucht. 
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Bei den außerordentlichen Erträgen ist ein Betrag in Höhe von rund 419.000 € 
gebucht. Es handelt sich hierbei um außerordentliche Erträge vor allem aus der 
Veräußerung von Grundstücken. 
 
Die Personal- und Versorgungsaufwendungen stellen einen großen Posten innerhalb 
der ordentlichen Aufwendungen dar.  
Der Planwert bei den Personal- und Versorgungsaufwendungen ist leicht um rund 
21.800 € überschritten. 
 
Im Bereich der Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen ist in der Planung ein 
Betrag in Höhe von rund 3,3 Millionen € vorgesehen, rund 3.245.000 € sind an 
Aufwendungen gebucht. 
 

 

 

4. Stand der Finanzrechnung 

 

Beschreibung 
vorläufiges 

Ergebnis 2017 
vorläufiges 

Ergebnis. 2018 
Haushaltsansatz 

2018 
Vergleich lfd. Jahr 
Ansatz/Ergebnis 

Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 14.269.651,59 

 
14.921.380,40 14.747.257,00 174.123,40 

Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit -13.820.229,87 

 
-14.917.133,18 -15.108.324,00 191.190,82 

Zahlungsmittelüberschuss/Zahlungs-
mittelbedarf aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 449.421,72 

 
 

4.247,22 -361.067,00 365.314,22 

Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 719.379,68 1.750.694,33 978.327,00 772.367,33 

Auszahlungen aus Investitionstätigkeit -1.934.572,89 -1.927.815,59 -2.738.750,00 810.934,41 

Zahlungsmittelüberschuss/Zahlungs-
mittelbedarf aus Investitionstätigkeit -1.215.193,21 -177.121,26 -1.760.423,00 1.583.301,74 

Einzahlungen aus der Aufnahme von 
Krediten und wirtschaftliche 
vergleichbaren Vorgängen 1.000.000,00 166.825,00 1.760.423,00 -1.593.598,00 

Auszahlungen aus der Tilgung von 
Krediten und wirtschaftlich 
vergleichbaren Vorgängen -528.922,02 -576.394,58 -656.444,00 80.049,42 

Zahlungsmittelüberschuss/Zahlungs-
mittelbedarf aus 
Finanzierungsstätigkeit 471.077,98 -409.569,58 1.103.979,00 -1.513.548,58 

 
 
 

Im Haushalt für das Jahr 2018 steht für Investitionen ein Betrag in Höhe von 
2.738.750 € zur Verfügung. Hiervon sind im rund 1.928.000 € ausgezahlt worden. 
Dies entspricht einer Inanspruchnahme der verfügbaren Investitionsauszahlungen in 
Höhe von 70,39 %. Der Stand der einzelnen Investitionsmaßnahmen ist unter Punkt 
5. dargestellt. 
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Die  Tilgungsleistungen im Jahr 2018 stellen sich wie folgt dar: 
 

 

 Tilgungen Kreditaufnahme Schuldenstand zum 
Quartalsende 

1. Quartal 2018 104.654,64 € 0,00 € 5.340.357,13 € 

2. Quartal 2018 175.131,43 € 0,00 € 5.165.225,70 € 

3. Quartal 2018 130.793,99 € 0,00 € 5.034.431,71 € 

4. Quartal 2018 165.814,52 € 166.825,00 € 5.035.442,19 € 

 
 
 

Der Kassenbestand per 31.12.2018 beträgt 1.265.634,52 €. 
 
Zur Aufrechterhaltung der Kassenliquidität der Stadtkasse war es im Haushaltsjahr 
2018 im Monat Oktober 2018 erforderlich, Kassenkredite aufzunehmen 
(Höchstbetrag im Mt. Oktober lag bei 531.863,52 Euro). 
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5. Stand der Investitionsmaßnahmen 
 

Investitions-Nr. Beschreibung 

Haushaltsansatz 
2018 

in Euro 

Einzahlungen/ 
Auszahlungen 

in Euro 

noch verfügbar 

in Euro 
Erläuterungen 

1074000001 Wirtschaftsförderung 0,00 45.334,47 -45.334,47 Verkauf von Grundstücken 

1074000003 Stadtmarketing: Anschaffung 
GWG 

0,00 345,60 -345,60 Gutschrift Gerüstteile 
Werbebanner 

2002000005 Verwaltung: Anschaffung GWG 0,00 -212,94 212,94 Drehflügelschaukasten 

2006100001 EDV: Anschaffung von Software -30.000,00 0,00 -30.000,00 Für das 
Ratsinformationssystem 
wurde der Auftrag erteilt. 

2006100002 EDV: Anschaffung von Hardware -5.000,00 -2.003,22 -2.996,78 Anschaffung Notebook 
und PC‘s 

2007000001 Wohnungsbauförderung: 
Rückflüsse von Darlehen 

1.227,00 1.227,10 -0,10  

2011200002 Verkehrskontrolle: 
Verkehrssicherheit/-beruhigung 

-10.000,00 -513,13 -9.486,87 Solarpaneel für 
Geschwindigkeits-

anzeigesystem 

2013000001 Einführung Digitalfunk: Funkgeräte 
und Alarmierung 

-58.000,00 -71.696,31 13.696,31 140 digitale Pager 
angeschafft 

2013000001 Einführung Digitalfunk: 
Landeszuschuss 

0,00 18.115,44 -18.115,44 Landeszuschuss für 
Anschaffung Pager 

2013000004 Feuerwehren: Anschaffung GWG-
Brandschutzkleidung 

-35.000,00 -33.322,98 -1.677,02 . 

2013000005 Feuerwehren - Anschaffung GWG -5.000,00 -616,80 -4.383,20 Kauf einer Steckleiter für 
die FFW Deckenbach 

2013003001 Feuerwehr Büßfeld: Erwerb einer 
Tragkraftspritze 

-15.000,00 0,00 -15.000,00 Die Rechnung für die 
Tragkraftspritze wurde erst 

im Jan. 2019 bezahlt. 

2013100002 Stützpunktfeuerwehr Homberg: 
Tanklöschfahrzeug 

0,00 84.000,00 -84.000,00 Landeszuschuss und 
Zuschuss Vogelsbergkreis 

2013100006 Stützpunktfeuerwehr: Anschaffung 
GWG 

-1.500,00 -368,90 -1.131,10 Kauf Helmsprechgarnitur 

2046400001 Kindertageseinrichtungen: 
Anschaffung GWG 

-1.000,00 -2.220,99 1.220,99 Hüpfpolster und 
verschiedene andere 

Anschaffungen 

2079200002 Tourismus: Infotafel Geotop 
Felsenmeer 

0,00 -557,33 557,33 Infotafel Geotop 
Felsenmeer 

3055300003 Sportförderung: Zuschüsse an 
Vereine 

-10.000,00 -9.993,83 -6,17  

3090000001 Investitionspauschale vom Land 52.000,00 52.000 0  

3091100001 Versorgungsrücklage -11.950,00 -11.885,81 -64,19  

4045500001 Kinderspielplätze: Anschaffung 
von Spielgeräten 

-16.000,00 -14.507,24 -1.492,76 Spielgeräte Nieder-
Ofleiden, Deckenbach 
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Investitions-Nr. Beschreibung 

Haushaltsansatz 
2018 

in Euro 

Einzahlungen/ 
Auszahlungen 

in Euro 

noch verfügbar 

in Euro 
Erläuterungen 

4045500001 Kinderspielplätze: Anschaffung 
von Spielgeräten 

0,00 3.891,57 3.891,57 Anteil Dorfgemeinschaft 
Spielgeräte Ndr.-Ofleiden 

4056000004 Sportplätze: Kunstrasenplatz -15.000,00 0,00 -15.000,00  

4057000004 Freibad: Anschaffung GWG -500,00 0,00 -500,00  keine Anschaffung erfolgt 

4057000009 Freibad: Erwerb eines 
Rasenmähers 

-4.000,00 0,00 -4.000,00 Lösung mit Rasenroboter 
nicht umsetzbar 

4058200001 Öffentliche Anlagen: Technik für 
Grünpflege 

-5.000,00 -2.481,07 -2.518,93 Kauf Motorsäge, 
Motorsense, Rasenmäher 

4058200010 Öffentliche Anlagen: Erwerb 
Aufsitzgestrüppmäher 

-9.000,00 -6.247,50 -2.752,50  

4058400001 Radwanderwege: Ankauf + 
Planung  Bahntr./Wegebau 

-1.200.000,00 -867.987,02 -332.012,98  

4058400001 Radwanderwege: Ankauf + 
Planung  Bahntr./Wegebau 

582.000,00 568.466,29 13.533,71  

4060130001 DE Ober-Ofleiden: 
Mehrgenerationenhaus Welckerstr. 

0,00 -16.888,90 16.888,90 Die Maßnahme ist 
abgeschlossen. 

4060130002 DE Ober-Ofleiden: innerörtliche 
Wegeverbindung 

-55.000,00 -7.854,00 -47.146,00 Weiterführung der 
Maßnahme im Jahr 2019 

4060130004 DE Ober-Ofl.: Außenanlage u. 
Spielplatz Welckerstr 

0,00 -4.914,44 4.914,44 Die Maßnahme ist 
abgeschlossen. 

4063000001 Gemeindestraßen: geringwertige 
Wirtschaftsgüter 

2.500,00 -623,92 -1.876,08 Sperrstrahlgarnitur 

4063000002 Gemeindestraßen: Instandhaltung 
von Straßen -KIP 

95.000,00 -116.825,07 21.825,07 Im Jahr 2017 wurden 
136.000 € nicht 

verausgabt. 

4063000005 Gemeindestraßen: Verkauf 
Grundstücke 

0,00 604,80 -604,80 Verkauf Grundstück 

4063003004 Straßenbau Büßfeld: Brücke 
Bleidenröder Str. 

-38.000,00 0,00 -38.000,00 Bauarbeiten wurden am 
25.07.2018 

abgeschlossen, 
Schlussrechnung fehlt 

noch 

4063003005 Straßenbau Büßfeld: Endausbau 
"Kreuzwiese" 

10.000,00 0,00 -10.000,00 Planungen wurden 
begonnen. 

4063005002 Straßenbau Deckenbach: Beiträge 
Auf der Weide 

0,00 10.170,40 -10.170,40 Erschließungsbeiträge 

4063006002 Straßenbau Erbenhausen: 
Neubaugebiet "Am Mäuerchen“ 

 

15.000,00 -22.836,33 7.836,33 Bauarbeiten sind 
abgeschlossen. 

4063006002 Straßenbau Erbenhausen: 
Neubaugebiet "Am Mäuerchen 
(Beiträge) 

 

74.000,00 94.175,97 -20.175,97  
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Investitions-Nr. Beschreibung 

Haushaltsansatz 
2018 

in Euro 

Einzahlungen/ 
Auszahlungen 

in Euro 

noch verfügbar 

in Euro 
Erläuterungen 

4063010001 Straßenbau Homberg: Endausbau 
Magdeburger Straße (Beiträge) 

0,00 9.196,00 -9.196,00  

4063010004 Neubau Brücke Pletschmühle -21.000,00 0,00 -21.000,00 erforderliche Planungen 
werden fortgeführt 

4063010009 Straßenbau Homberg: 
Erschließung Michelbach IV 

-15.000,00 -58.525,36 43.525,36 Bauarbeiten sind 
abgeschlossen, im Jahr 

2017 wurden rund 73.000 
€ nicht verausgabt. 

4063010009 Straßenbau Homberg: 
Erschließung Michelbach IV 
(Beiträge) 

40.000,00 0,00 40.000,00 Abrechnung erfolgt nach 
Eingang der 

Schlussrechnungen 

4063010011 Straßenbau Homberg: Burghain -10.000,00 0,00 -10.000,00 Planungen wurden 
beauftragt 

4063010012 Straßenbau Homberg: Erneuerung 
Wilhelmstraße 

-10.000,00 -2.571,16 -7.428,84 Planungen wurden 
beauftragt 

4063010014 Straßenbau Homberg: Endausbau 
Lichtenau 

-15.000,00 -1.368,50 -13.631,50 Planungen wurden 
beauftragt 

4063010015 Straßenbau Homberg: 
Gewerbegebiet Roter Berg 

-25.000,00 -3.878,21 -21.121,79 Planungen wurden 
beauftragt 

4063012004 Straßenbau Nieder-Ofleiden: 
Ausbau Gehwege 

0,00 1.638,50 -1.638,50  

4063012005 Straßenbau Nieder-Ofleiden: 

Zum Felsenmeer/Zum Gänsholz 
(Beiträge) 

15.000,00 0,00 15.000,00  

4063014001 Straßenbau Schadenbach: 
Torstraße 

-8.000,00 0,00 -8.000,00 Die Bauarbeiten sind 
beendet, Schlussrechnung 

fehlt noch. 

4063700001 Erweiterung der 
Straßenbeleuchtung 

-52.000,00 -3.254,65 -48.745,35 Die Umstellung auf LED im 
Stadtteil Deckenbach ist 

abgeschlossen, 
Rechnungen liegen noch  

nicht vor. 

4070000001 Kanalsanierung allgemein -5.000,00 0,00 -5.000,00 erforderliche Arbeiten 
werden im Zuge der 

Kanalsanierung 
vorgenommen 

4070000002 Kanalhausanschlusskosten 
allgemein 

5.000,00 0,00 5.000,00  

4070000003 Stadtentwässerung: 
Tilgungsanteile Land 
Sofortprogramm 

0,00 70.981,84 -70.981,84  

4070000006 Stadtentwässerung: 
Kanalanschlussbeiträge 

0,00 6.660,00 -6.660,00  

4070001001 Kanal Appenrod: Erschließung 
Neubaugebiet 

 

-10.000,00 -684,25 -9.315,75 Planungen wurden 
beauftragt 



 

16 
 

Investitions-Nr. Beschreibung 

Haushaltsansatz 
2018 

in Euro 

Einzahlungen/ 
Auszahlungen 

in Euro 

noch verfügbar 

in Euro 
Erläuterungen 

4070003001 Kanalbau Büßfeld: Brücke 
Bleidenröder Str. 

-30.000,00 -69.078,11 39.078,11 Arbeiten wurden am 
25.07.2018 beendet, im 

Jahr 2017 wurden     
65.000 € nicht verausgabt. 

4070007004 Kanalbau Gontershausen: Ortsring 
(Beiträge) 

7.000,00 7.189,47 -189,47  

4070010003 Kanal Homberg: 
Hausanschlusskosten Frankfurter 
Str 

0,00 3.777,52 -3.777,52 Zahlungseingang aus 
Vollstreckung 

Hausanschlusskosten 
Frankfurter Straße 

4070010004 Kanal Homberg: Hausanschlüsse 
Frankf. Str. 3. BA 

0,00 -2.243,00 2.243,00 Honorarschlussrechnung 

4070010006 Kanal Homberg: Michelbach IV -23.000,00 -21.773,32 -1.226,68 Arbeiten sind 
abgeschlossen 

4070010006 Kanal Homberg: Michelbach IV 
(Beiträge) 

30.000,00 49.612,56 -19.612,56 Kanalanschlussbeiträge 

4070010008 Kanalbau Homberg: 
Hausanschlüsse Michelbach IV 

-21.000,00 -14.170,27 -6.829,73 Rühl Arbeiten sind 
abgeschlossen, 

Schlussrechnungen liegen 
noch nicht vor 

4070010008 Kanalbau Homberg: 
Hausanschlüsse Michelbach IV 

8.000,00 0,00 8.000,00  

4070010011 Kanalbau Homberg: 
Gewerbegebiet Roter Berg 

-84.000,00 -3.878,21 -80.121,79 Planungen wurden 
beauftragt 

4070012004 Kanalbau Nieder-Ofleiden: 
Gänsholz/Zum Felsenmeer 
(Beiträge) 

0,00 960,00 -960,00 Stundung 
Hausanschlusskosten 

4070020001 Teichkläranlage Bleidenrod: 
Schaffensbeiträge 

0,00 924,00 -924,00  

4070040001 Teichkläranlage Dannenrod:  

Mengenmesseinrichtung 

0,00 -4.036,05 4.036,05 Restkosten 

4070050002 Teichkläranlage Deckenbach: 

Mengenmesseinrichtung 

0,00 -3.425,28 3.425,28  Restkosten 

4070120006 Kläranlage Nieder-Ofleiden: 
Schaffensbeiträge 

3.500,00 7.880,64 -4.380,64  

4070120011 KA Nieder-Ofleiden: Anschaffung 
GWG 

-500,00 0,00 -500,00  keine Anschaffung erfolgt 

4070120013 KA Nieder-Ofleiden: Anschaffung 
Dienstfahrzeug 

 

-20.000,00 -18.990,00 -1.010,00 Anschaffung VW Caddy 

4070120014 KA Nieder-Ofleiden: Montage einer 
PV-Anlage 

 

-65.000,00 -88.802,72 23.802,72 Arbeiten sind  
abgeschlossen 

4075000002 Friedhöfe: Anschaffung GWG -500,00 0,00 -500,00 keine Anschaffung erfolgt 
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Investitions-Nr. Beschreibung 

Haushaltsansatz 
2018 

in Euro 

Einzahlungen/ 
Auszahlungen 

in Euro 

noch verfügbar 

in Euro 
Erläuterungen 

4077000004 Bauhof: Anschaffung geringwertige 
Wirtschaftsgüter 

-1.000,00 -2.284,04 1.284,04 Kauf Drucklufthammer, 
versch. Werkzeug 

4077000012 Bauhof: Ersatzbeschaffung 
Fahrzeug 

-35.000,00 -70.621,30 36.721,30 Kauf von zwei 
Pritschenfahrzeugen, im 

Jahr 2017 wurden     
28.000 € nicht verausgabt 

4077000012 Bauhof: Ersatzbeschaffung 
Fahrzeug – Verkauf  

0,00 1.100,00 -1.100,00 Verkauf Pritschenfahrzeug 

4077000015 Bauhof: Erwerb Lkw -180.000,00 0,00 -180.000,00 Auftrag für Beschaffung 
erfolgt 

4078000001 Feldwegebaumaßnahmen 113.000,00 -65.150,56 -47.849,44 Planungen sind erfolgt, 
Ausführung noch im Jahr 

2018 geplant 

4078000001 Feldwegebaumaßnahmen 0,00 11.741,88 -11.741,88 Anteil 
Jagdgenossenschaften  

4078000003 Feldwege: Verkauf Wegefläche 0,00 703,00 -703,00 Grundstückeverkäufe 

4081000003 Gebäudemanagement: 
Anschaffung GWG 

-2.000,00 -9.097,56 7.097,56 verschiedene 
Anschaffungen für 

Kindertagesstätten u. a. 

4081042101 Lagerhalle Finkenhainer Straße 
(Dannenrod) 

-6.000,00 0,00 -6.000,00 Einbau der Toranlagen 
durch Bauhof geplant 

4081042201 Feuerwehr Dannenrod: 
Buchhainer Straße 

-30.000,00 -64.522,00 34.522,00 Im Jahr 2017 wurden rund 
70.800 € nicht verausgabt. 

4081101003 Stadthalle Homberg: Technik 
Beschallung 

-10.000,00 0,00 -10.000,00  

4081101004 Stadthalle Homberg: neue 
Türanlage 

-8.000,00 0,00 -8.000,00  

4081101005 Stadthalle Homberg: Beamer -2.500,00 0,00 -2.500,00  

4081106003 Krabbelhaus Friedrichstraße: Zaun 
für U3-Bereich 

-20.000,00 0,00 -20.000,00  

4081106104 Kita Hochstraße: 
Ersatzbeschaffung Küche 

0,00 -9.296,30 9.296,30 Küche im Jahr 2017 
eingebaut, Zahlung der 

Rechnung erst im 
Jan./Febr. 2018 erfolgt. 

4081106105 Kita Hochstraße: Wickelkommode -1.000,00 0,00 -1.000,00  

4081107002 Gebäude Marktstraße 26: 
Anschaffung Büromöbel 

-15.000,00 -5.656,11 -9.343,89 . 

4081108403 Gebäude An der Schlossmauer 12 
(Schloss): Sanierg. 

-12.000,00 0,00 -12.000,00 wird im Aufwand verbucht 

4081108502 Gebäude An der Schlossmauer 
13: Sanierung Torhaus 

-5.000,00 -28.619,80 23.619,80 Verwendungsnachweis ist 
fertiggestellt 

4081108502 Gebäude An der Schlossmauer 
13: Sanierung Torhaus – Zuschuss 

0,00 18.929,00 -18.929,00  
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Investitions-Nr. Beschreibung 

Haushaltsansatz 
2018 

in Euro 

Einzahlungen/ 
Auszahlungen 

in Euro 

noch verfügbar 

in Euro 
Erläuterungen 

4081111002 DGH Maulbach: Unterstand für 
Mülltonnen 

-1.000,00 -1.021,76 21,76  

4081126003 Kita Nieder-Ofleiden: 3 
Stahlschränke 

-1.200,00 -677,50 -522,50  

4081141001 DGH Schadenbach: Sanierung -25.000,00 0,00 -25.000,00 Erstellung Parkplatz soll in 
Zusammenarbeit 

Bauhof/Dorfgemeinschaft 
erfolgen, Arbeiten wurden 

noch nicht begonnen. 

4082000005 Liegenschaftsverwaltung: 
Erschließungs/Straßenbeiträge 

0,00 -26.176,90 21.176,90  

4083000003 Unbebaute Grundstücke: Verkauf 
von Baugrundstücken 

126.000,00 102.837,20  23.162,80  

4083000006 Unbebaute Grundstücke: Ankauf 
von Bauland 

-50.000,00 0,00 -50.000,00 ggf. noch Ankauf von 
Rohbauland Michelbach IV 

im Jahr 2018 

4083000007 Unbebaute Grundstücke: Verkauf 
von Grundstücken 

0,00 67.145,55 -67.145,55 Grundstücksverkaufe 

4083000007 Unbebaute Grundstücke: Verkauf 
von Grundstücken 

0,00 -64.085,55 64.085,55 Grundstückskäufe 

4083000013 Unbebaute Grundstücke: 
Vermessungskosten Bauplätze 

-18.000,00 0,00 -18.000,00 noch keine Vermessung 
erfolgt 

4084000001 Wasserhausanschlusskosten 
allgemein 

5.000,00 17.345,22 -12.345,22  

4084000006 Wasserversorgung: geringwertige 
Wirtschaftsgüter 

-1.000,00 -2.067,00 1.067,00 Anschaffung 
Luftentfeuchter 

4084000007 Wasserversorgung: 
Ersatzbeschaffung eines Baggers 

0,00 -16.799,30 16.799,30 Minibagger 

4084000016 Wasserversorgung: Erwerb 
Aufsitzgestrüppmäher 

-7.600,00 -5.250,00 -2.350,00  

4084000018 Wasserversorgung: 
Wasseranschlussbeiträge 

0,00 3.552,00 -3.552,00  

4084001001 WV Appenrod: Erschließung 
Neubaugebiet 

-10.000,00 -575,00 -9.425,00 Planungen wurden 
beauftragt 

4084003001 WV Büßfeld: Teilbereich Hauptltg. 
Bleidenr. Str. 

-30.000,00 -36.250,67 6.250,67 Arbeiten am 25.07.2018 
abgeschlossen, im Jahr 
2017 wurden 85.000 € 

nicht verausgabt. 

4084004001 WV Dannenrod: Tiefbrunnen I 0,00 -5.448,51 5.448,51 Arbeiten sind fertiggestellt, 

im Jahr 2017 wurden 
22.000 € nicht verausgabt. 

4084004002 WV Dannenrod: Tiefbrunnen III -24.000,00 0,00 -24.000,00 Planungen sind erfolgt, 
Ausführung im Jahr 2019 

4084007003 WV Gontershausen: Ortsring 3.800,00 4.165,34 -365,34  
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Investitions-Nr. Beschreibung 

Haushaltsansatz 
2018 

in Euro 

Einzahlungen/ 
Auszahlungen 

in Euro 

noch verfügbar 

in Euro 
Erläuterungen 

4084010004 WV Homberg: Michelbach IV -10.000,00 -17.850,89 7.850,89 Die Arbeiten sind 
abgeschlossen 

4084010004 WV Homberg: Michelbach IV 17.000,00 26.460,03 -9.460,03  

4084010007 WV Homberg: Gewerbegebiet 
Roter Berg 

-58.000,00 -3.259,00 -54.741,00 Planungen wurden 
beauftragt 

4084012004 WV Nieder-Ofleiden: Schulstraße 
(Beiträge) 

0,00 1.625,34 -1.625,34 Zahlungseingang aus 
Vollstreckung 

Wasserhausanschluss-
kosten Schulstraße  

4085000002 Waldflächen 0,00 11.630,97 -11.630,97 Grundstücksverkäufe 

K405700000 Freibad: Erneuerung der 
Wärmepumpe/Einfriedung 

0,00 112,50 -112,50 Einzahlungen 
Sonderinvestitions-

programm vom Land 

K408103600 Kindergarten Büßfeld: 
energetische Sanierung 

 0,00 3.757,39 -3.757,39 Einzahlungen 
Sonderinvestitions-

programm vom Land 

K408104100 DGH Dannenrod: energetische 
Sanierung 

0,00 366,67 -366,67 Einzahlungen 
Sonderinvestitions-

programm vom Land 

K408110100 Stadthalle Homberg: energetische 
Sanierung 

0,00 2.784,72 -2.784,72 Einzahlungen 
Sonderinvestitions-

programm vom Land 

K408110600 Kindergarten Friedrichstraße: 

energetische Sanierung 

0,00 5.152,78 -5.152,78 Einzahlungen 
Sonderinvestitions-

programm vom Land 

K408110700 Rathaus: Teilsanierung 0,00 3.826,39 -3.826,39 Einzahlungen 
Sonderinvestitions-

programm vom Land 

 
Anmerkung: 
 
Die Einzahlungen sind in rot dargestellt, die Auszahlungen in schwarz. 
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6. Bewertung aus dem Finanzstatusbericht 
 
 

Beurteilungskriterien (in 
Euro pro Einwohner) 

Haushaltsplan Jahreshochrechnung 

Planwert Gewicht
ung 

Erfüllungs-
grad 

Status-
punkte 

Prognose-
wert 

Gewichtung Erfüllungs-
grad 

Status-
punkte 

Hochrechnung zum 
ordentlichen Ergebnis 
2018 

 
-209,59 

 
45 % 

 
0 % 

 
0/45 

 
-175,43 

 
45 % 

 
0 % 

 
0/45 

Bestand einer Rücklage 
aus Überschüssen des 
ordentlichen 
Ergebnisses 

 

380,36 

 

5 % 

 

100 % 

 

5/5 

 

380,36 

 

5 % 

 

100 % 

 

5/5 

kumulierte ordentliche 
Ergebnisse 

-737,01 10 % 0 % 0/10 -737,01 10 % 0 % 0/10 

Bestand an Eigenkapital 3.013,92 5 % 100 % 5/5 3.013,92 5 % 100 % 5/5 

Kassenkreditverbindlich-
keiten 

0 10 % 100 % 10/10 0 10 % 100 % 10/10 

Zahlungsmittelfluss aus 
lfd. Verwaltungstätigkeit 
abzüglich ordentlicher 
Tilgung 

 

-137,08 

 

25 % 

 

0 % 

 

0/25 

 

-77,08 

 

25 % 

 

0 % 

 

0/25 

Summe  100 %  20  100 %  20 

farbliche Beurteilung 
(Finanzstatus) 

   O    O 

 
 
Das Land Hessen hat mit dem Kommunalen Auswertungssystem Hessen (kash) 
objektive Kriterien zur Bewertung der finanziellen Leistungsfähigkeit der Kommunen 
geschaffen. Die kash-Kennzahlen sind Bestandteil des Finanzstatusberichts zur 
Beurteilung der finanziellen Leistungsfähigkeit (Anlage 22 GemHVO). 
 
Der Grundgedanke des kash-Kennzahlensystems besteht darin, den als maßgebend 
erachteten sechs Indikatoren eine Bewertung zukommen zu lassen. Diese werden in 
Relation zueinander gesetzt (gewichtet). Das additive Gesamtergebnis liefert eine 
zwischen 0 und 100 Prozent finanzielle Leistungsfähigkeit liegende Grundaussage. 
 
Dabei bedeutet  grün = leistungsfähig (≥ 70 %), 

 gelb         = eingeschränkt leistungsfähig (<70 % 
und > 40 %), 

 rot            = gefährdet bis nicht mehr 
leistungsfähig(≤ 40 %).  
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Der am höchsten gewichtete Indikator ist das ordentliche Ergebnis. Der 
Haushaltsausgleich im ordentlichen Ergebnis ist der oberste Richtwert für 
kommunale Haushalte. 
 
Bei der Haushaltsplanung für das Jahr 2018 befand sich der Finanzstatus der Stadt 
Homberg (Ohm) mit 20 Statuspunkten im roten Bereich. Der Prognosewert zum 
Stichtag 31.12.2018 befindet sich weiterhin im roten Bereich.  
 
Das ordentliche Ergebnis kann sich durch die Jahresabschlussbuchungen noch 
verbessern. 



Seite 1 von 1 

D r u c k s a c h e   N r.  156 

 

zur 25. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 10.04.2019 

zu Punkt 14 der Tagesordnung: 

 

 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen CDU, SPD und Freie Wähler auf 

Überprüfung der Straßenbeitragssatzung 

 

 

Sachdarstellung: 

 
Der Antragsteller sind die Fraktionen CDU, SPD und Freie Wähler. 
 
Der Sachverhalt ist beiliegendem Antrag zu entnehmen. 
 
 

Beschlussvorschlag: 

 
1. Die Straßenbeitragssatzung der Stadt Homberg (Ohm) vom 15. Juli 2009 wird 

überprüft. 
 

2. Magistrat und Verwaltung werden beauftragt, 
 

 a. innerhalb von drei Monaten eine Auflistung vorzulegen, aus der hervorgeht, 
welche Straßen in Homberg in den nächsten 5 Jahren ausgebaut bzw. erneu-
ert werden müssen. Wenn möglich sollte eine ungefähre Schätzung der erfor-
derlichen Kosten beigefügt werden. 
 

 b. bis Ende Juni 2020 alle Varianten für die Tragung der Ausbaukosten auszuar-
beiten und diese den Gremien vorzulegen. 
 

3. Die Stadtverordnetenversammlung hat spätestens bis zum Jahresende 2020 
endgültig darüber zu entscheiden, ob die Straßenbeitragssatzung in Gänze auf-
gehoben oder eine andere Form der Finanzierung der Straßenausbaubeiträge 
festgeschrieben wird. 

 
4. Alle geplanten Straßenbaumaßnahmen der Stadt Homberg (Ohm) werden bis 

zum Ende der Überprüfung ausgesetzt. 
 
 
Der Antrag wird zur weiteren Beratung in den Haupt- und Finanzausschuss über-
wiesen. 
 

 

 

Abstimmungsergebnis:  

 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  







Seite 1 von 1 

D r u c k s a c h e   N r.  157 

 

zur 25. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 10.04.2019 

zu Punkt 15 der Tagesordnung: 

 

 

Antrag der GRÜNEN-Fraktion auf Vorstellung Konzept Friedrichstraße 

 

 

Sachdarstellung: 

 
Der Antragsteller ist die GRÜNEN-Fraktion 
 
Der Sachverhalt ist beiliegendem Antrag zu entnehmen. 
 
 

Beschlussvorschlag: 

 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, dass in der nächsten Sitzung der 
Stadtverordnetenversammlung die Vorstellung des Konzeptes für die Bebauung auf 
dem Gelände der ehemaligen Schule in der Friedrichstraße durch den ortsansässi-
gen Architekten Herbod Gans erfolgt. 
 

 

 

Abstimmungsergebnis:  

 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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Vorlage 
 

zur 25. Sitzung der 18.  Sitzungsperiode am 10.04.2019 
zu Punkt 16 der Tagesordnung: 

 
 

 
Beschlussfassung über fristgerecht erhobene Einwendungen gegen die Nie-
derschrift der Sitzung vom 20.02.2019 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Gegen die Niederschrift sind anliegende gemeinsame Einwendungen der Stadtver-
ordneten Hisserich und Stumpf eingegangen.  
 
Zu den Einwendungen nehmen Stadtverordnetenvorsteher Widauer und Schriftführer 
Haumann mit Verweis auf die Ausführungen des Herrn Heger vom Hessischen Städ-
te- und Gemeindebund in der Informationsveranstaltung vom 6.11.2018 wie folgt 
Stellung und geben nachstehenden Beschlussvorschlag: 
 
Die Protokollierungen zu TOP 3 sind nicht unrichtig und deshalb nicht zu ändern. 
 
Individuelle Wortbeiträge/Wünsche/Grundsatzerklärungen/persönliche Erklärungen 
sind nicht zwingend in die Niederschrift aufzunehmen.  
Die Erklärung wäre auch nicht als Anlage beigefügt worden, wenn sie zum Zeitpunkt 
der Protokollversendung vorgelegen hätte.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Einwendungen der Stadtverordneten Hisserich und Stumpf werden zurückgewie-
sen, die Niederschrift gilt somit als genehmigt. 
 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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